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August 2011 
Die USA erlassen sektorale Sank-
tionen, die US-Bürger*innen 
Exporte nach Syrien, den Import 
von syrischem Öl und Investitio-
nen in Syrien verbieten. 

September 2011 
Die EU erlassen ein Embargo 
gegen die syrische Ölindustrie.
 
November 2011 
Die arabische Liga erlässt Sank-
tionen gegen syrische Banken 
und friert Gelder der syrischen 
Regierung ein.

Februar 2012 
Die EU verkündet weitere Sank-
tionen, u.a. für die Energie- und 
Finanzbranche, friert Gelder 
syrischer Personen ein und ver-
hängt Einreisesperren.

April 2017 
Infolge des Sarin-Angriffs auf 
die Stadt Khan Sheikhoun ver-
schärften die USA ihre Sanktio-
nen gegen das “Syrian Scientific 
Studies and Research Center”.

Dezember 2019 
Die US-Regierung beschließt 
das „Caesar-Gesetz zum Schutz 
der syrischen Zivilbevölkerung”. 
(Infobox 6. S. 31 & Infobox 10 S. 45)

November 2021
Die US-Sanktionsbehörde Of-
fice of Foreign Assets Control 
(„OFAC“) beschliesst Ausnah-
men für NGOs, um humanitäre 
Arbeit und Entwicklungsprojekte 
zu erleichtern. 

Mai 2022 
OFAC beschliesst Ausnahmen 
für bestimmte Wirtschaftsbe-
reiche in den beiden nicht vom 
Assad-Regime kontrollierten 
Landesteilen Nordwest-Syrien 
und Nordost-Syrien.

1979 
Die USA verhängen Sanktionen 
gegen das Regime von Hafez al 
Assad aufgrund dessen Unter-
stützung für die Hisbollah und 
andere Terrorgruppen.

2001 
Die USA verhängen Sanktionen 
gegen ausgewählte syrische 
Geschäftsleute und Militärs. 
Hintergrund sind die Anschläge 
vom 11. September 2001 sowie 
der Irak-Krieg. 

2004 
Die USA verbieten die Ausfuhr 
von US-Gütern nach Syrien – aus-
genommen medizinische Güter 
und Nahrungsmittel. Hinter-
grund sind Syriens Massenver-
nichtungswaffen, die Besatzung 
des Libanon und die Unterstüt-
zung terroristischer Gruppen.

2005 
Die USA erlassen Sanktionen 
gegen das staatliche Wissen-
schaftszentrum “Syrian Scien-
tific Studies and Research Cen-
ter”, das für die Produktion von 
chemischen und biologischen 
Waffen verantwortlich ist. 

April 2011 
Die USA erlassen Sanktionen in 
Zusammenhang mit den Repres-
sionen gegen die syrische Demo-
kratiebewegung. Die Sanktionen 
richten sich gegen etliche mit 
dem Assad-Regime verbundene 
Personen, die für Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit oder 
Kriegsverbrechen verantwortlich 
sind.

Mai 2011 
Die EU erlässt erste Sanktionen 
gegen Syrien, insbesondere ein 
Handelsverbot für Güter, die 
zur Unterdrückung der Zivil-
bevölkerung verwendet werden 
könnten. Vor 2011 gab es enge 
Handelsbeziehungen zwischen 
Syrien und einigen EU-Staaten.

01 | Chronologie der Syrien-Sanktionen
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Intro

STRAFLOSIGKEIT IST KEINE OPTION 
Daniel Steinmaier und Christin Lüttich

Wenn wir Kriegsverbrechen und Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit nicht 
tatenlos zusehen wollen, müssen wir 
als friedenspolitisch engagierte Zivil-
gesellschaft über Wirtschaftssanktionen 
diskutieren – und welche Rolle wir bei ihrer 
politischen Durchsetzung und Gestaltung 
spielen wollen.

Artillerie-Beschuss auf Wohnviertel, gezielte Luftangriffe auf Kran-
kenhäuser, Hungerblockaden, Massaker, Folter, Deportationen 
– die Kriegsverbrechen, die Putins Armee in der Ukraine begeht, 
kommen den Beobachter*innen des Syrien-Kriegs erschreckend 
bekannt vor. In Kooperation mit dem Assad-Regime hat die rus-
sische Armee in Syrien mehrere Jahre erprobt, was sie nun in der 
Ukraine wiederholt. 

Ein zentraler Grund für diese Wiederholung ist Straflosigkeit: 
Solange Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlich-
keit ungeahndet bleiben und sich militärisch, politisch und wirt-
schaftlich für die Aggressoren auszahlen, wiederholen sie sich. Das 
gilt für die russische Regierung, der für ihre Verbrechen in Syrien 
übrigens keine Sanktionen auferlegt wurden – aber das gilt auch 
für viele andere Staaten weltweit. 

Keine Militärintervention – aber was dann?
Militärische Interventionen zur Beendigung und Bestrafung von 
Kriegsverbrechen werden seitens der friedenspolitisch engagierten 
Zivilgesellschaft westlicher Staaten oft vehement abgelehnt – aus 
nachvollziehbaren Gründen. Wie aber Kriegsverbrechen mit Hilfe 
nicht-militärischer Maßnahmen sanktioniert werden können, wird 
innerhalb dieser Zivilgesellschaft wie auch in der breiteren Öffent-
lichkeit meist gar nicht oder nur oberflächlich diskutiert.

Zugespitzt: Wenn es um Sanktionen geht, schicken die poten-
ziell durch solche Maßnahmen beeinträchtigten Wirtschaftsver-
bände ihre Lobbyisten los, die Aggressoren intensivieren ihre 
Propaganda, die Entourage der Kriegsverbrecher schafft ihre Assets 
in sichere Häfen. Die hiesige friedensbewegte Zivilgesellschaft 
schaltet derweil in den Tiefschlaf- oder Abwehrmodus, in dem 
Sanktionen dann pauschal als unwirksam, als todbringende Waffe 
des Imperialismus oder als Gefahr für den deutschen Industrie-
arbeiter abgelehnt werden. 

Wenn wir als friedenspolitisch engagierte Zivilgesellschaft 
militärische Interventionen ablehnen, aber Straflosigkeit trotzdem 
nicht hinnehmen wollen, dann müssten wir endlich diskutieren, 

 	 Eine syrische Familie in der Stadt Ariha/Provinz Idlib im Mai 2020.  
Foto: Aaref Watad / AFP / Getty-Images
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wie die in der Tat oft stumpfe und wenig zielgenaue Waffe »Wirt-
schaftssanktionen« geschärft und mit anderen nicht-militärischen 
Maßnahmen flankiert werden kann – und welche Rolle wir bei ihrer 
politischen Durchsetzung und Gestaltung spielen wollen. 

Was ist unsere Rolle als Zivilgesellschaft?
Wie können wir also dafür sorgen, dass Sanktionen tatsächlich die 
für Kriegsverbrechen Verantwortlichen treffen und diese möglichst 
zu einer Verhaltensänderung zwingen? Wie können wir Nebenwir-
kungen für die Zivilbevölkerung der von Sanktionen betroffenen 
Staaten vermeiden oder zumindest lindern? Wie können wir die 
Notwendigkeit von Sanktionen vermitteln, auch wenn sie wirt-
schaftliche Nachteile für die Gesellschaften der sanktionierenden 
Staaten mit sich bringen? Allem voran auch: Welche politische 
Strategie sollen die Sanktionen verfolgen?

Die folgende Publikation versteht sich daher als Impuls zu einer 
überfälligen Debatte. Sie berichtet, reflektiert und diskutiert über 
zentrale Fragen hinsichtlich der gegen syrische Akteure verhängten 
Sanktionsregime der EU, der USA und anderer Staaten und insbe-
sondere über die Rolle zivilgesellschaftlicher Akteure. Was können 
wir als Zivilgesellschaft tun, um nicht-militärische, effektive und 
möglichst nebenwirkungsarme Sanktionen durchzusetzen – und 
zwar explizit auch, um Gegendruck gegen die in Sanktionsdiskur-
sen stets wirkmächtigen Kapitalinteressen zu entfalten? 

Solidarischer Blick von unten
Dass wir die Diskussion im Rahmen dieser Publikation anhand des 
Beispiels Syrien führen, liegt nicht alleine daran, dass wir uns seit 
über zehn Jahren mit der syrischen Zivilgesellschaft sowie mit den 
Verbrechen beschäftigen, denen Syriens Zivilbevölkerung ausge-
setzt ist. Das Kapitel Syrien ist nicht der einzige, aber ein deutlicher 
Kristallisationspunkt des Versagens wertegeleiteter Außen- und 
Friedenspolitik. In Syrien zeigt sich Tag für Tag, wie sich eine 
Diktatur mithilfe von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 

02 | Warum gibt es die Syrien-Sanktionen?
Syrische und internationale Menschenrechtsorganisationen sowie 
mehrere UN-Institutionen dokumentieren akribisch die seit 2011 
in Syrien begangenen Verbrechen. Ihre Berichte füllen halbe 
Bibliotheken. Sie zeigen, dass im Syrien-Konflikt alle bewaffneten 
Parteien Kriegsverbrechen begangen haben. Quantitativ aber hat 
keine Konfliktpartei auch nur annähernd so viele Kriegsverbrechen 
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen wie das Assad-
Regime. Dazu zählen Massaker an Unbewaffneten, ein System von 
willkürlichen Inhaftierungen, Verschwindenlassen und Folter, sys-
tematisches Aushungern von Zivilist*innen, Luftangriffe auf zivile 
Ziele sowie der Einsatz geächteter Waffen von Fassbomben bis hin 
zum Giftgas Sarin. 

Weiterführende Quellen dazu: S. 96

Menschlichkeit an der Macht hält und sich dennoch Chancen auf 
internationale Rehabilitierung ausrechnen kann. Syrien war und ist 
daher weiterhin ein Lehrstück für andere Diktaturen und autoritäre 
Regime. Und gerade deshalb sollte es auch für uns ein Lehrstück 
sein. Was lässt sich aus den bisherigen Syrien-Sanktionen und den 
Prozessen lernen, die zu ihnen geführt haben?

Unsere Publikation involviert drei ausgewiesene Expert*innen 
zum Thema Syrien-Sanktionen, die der syrischen Zivilgesellschaft 
entstammen oder dieser nahe stehen. Denn einer der wichtigsten 
Impulse, den diese Publikation geben will, ist, dass wir, wenn wir 
als Zivilgesellschaft über Sanktionen nachdenken, die unabhängi-
ge Zivilgesellschaft derjenigen Länder einbeziehen müssen, deren 
Regime Ziel von Sanktionen ist bzw. werden soll. Statt aus den 
geostrategischen Höhen patriarchaler Machtpolitik zu debattieren, 
geht es uns darum, mit der von den sanktionierten Verbrechen 
sowie auch von den Sanktionen betroffenen Bevölkerung in 
Austausch zu treten und damit Grundlagen zu schaffen für eine 
Perspektive der internationalen Solidarität 
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1. Überblick

ES GEHT NICHT OHNE WIDERSPRÜCHE
Dr. Salam Said 

Für das Thema Sanktionen gilt: Je genauer 
man hinsieht, desto komplexer und wider-
sprüchlicher wird es. Um eine Auseinander-
setzung mit Sanktionen kommen wir aller-
dings nicht herum. Denn die alternativen 
Handlungsoptionen sind fast immer viel 
schlechter.
 

Sanktionen waren schon immer ein außenpolitisches Instrument, 
um Druck auf bestimmte Staaten auszuüben und deren Regierun-
gen zu Verhaltensänderungen zu bewegen – schließlich sind sie 
eine gewaltfreie und vergleichsweise kostengünstige Alternative 
zu stets umstrittenen, riskanten und teuren militärischen Inter-
ventionen.

Die prominenteren Beispiele aus der jüngeren Geschichte sind 
allerdings eher geeignet, Zweifel an der Effektivität von Sanktionen 
zu wecken. Das US-Embargo gegen Kuba besteht seit 1962 – Ver-
haltensänderungen im Sinne der sanktionierenden Akteure waren 
seitens des Castro-Regimes kaum je zu erkennen. Die Herrschaft 
Saddam Husseins im Irak endete nicht aufgrund des 1990 gegen das 
Land verhängten Embargos, sondern erst durch den militärischen 
Angriff der USA und Großbritanniens 2003. Auch das seit den 1970er 
Jahren sanktionierte Regime im Iran hält sich weiter an der Macht.

Blickt man aber genauer hin – wie diese Publikation auf den 
Fall Syrien – wird das Bild von den angeblich wirkungslosen 
Sanktionen weniger eindeutig. Stets hängt die Effektivität von 
Sanktionen von ihrem Umfang und ihrem Kontext ab – vor allem 
von den wirtschaftlichen Abhängigkeiten der sanktionierenden 
und der sanktionierten Staaten. Je größer die Abhängigkeit des 
sanktionierten Staats und je umfangreicher die Sanktionen, desto 
effektiver und schmerzhafter sind die Auswirkungen. 

Widersprüche und Kollateralschäden 
Für Syrien gilt, dass die Sanktionen den wirtschaftlichen und 
finanziellen Druck auf das Regime deutlich erhöht haben. Zwar 
haben sie das Ziel einer grundlegenden politischen Reform bzw. 
eines Regimewechsels bis heute verfehlt, aber sie haben bislang 
eine Rehabilitierung Assads auf internationaler Bühne verhindert 
– und bereits die Androhung der Sanktionen bewirkte, dass etliche 
wichtige Geschäftsleute Assad den Rücken kehrten (Siehe dazu 
Diskussion ab S. 24).

Typisch für Sanktionen ist allerdings, dass sie in mancher 
Hinsicht zugleich auch das Gegenteil bewirken: Autoritäre Regime 

 	 Mohammad Jaber, Kriegsgewinnler & Milizgründer, ist seit 
2011 auf der EU Sanktionsliste.

	 Foto: Christian Werner/Zeitenspiegel
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03 | Wirken Sanktionen – ganz allgemein 
betrachtet?
Die Annahme, Sanktionen schadeten nur der Zivilbevölkerung und 
erzielten keinen politischen Effekt, ist weit verbreitet – aber wis-
senschaftlich zweifelhaft. Eine Analyse der New York Times auf der 
Grundlage der „Global Sanctions Database“ zeigt, dass Sanktionen 
in grob der Hälfte der Fälle ihre Ziele erreichen. Die Frage nach dem 
Erfolg von Sanktionen ist allerdings nur begrenzt objektiv quanti-
fizierbar. Zudem gilt, dass die Erfolgschancen geringer scheinen, 
wenn es sich bei den sanktionierten Staaten um autoritäre Regime 
handelt, die bereit sind, wirtschaftlichen Wohlstand dem eigenen 
Machterhalt unterzuordnen.

Weiterführende Hinweise auf Seite 96

len oder zur Umgehung der Sanktionen etwa „offshore“ auslagern, 
erhöht das daher auch den Druck auf die unteren Bevölkerungs-
schichten. Die wirtschaftlichen und politischen Eliten kommen 
dank Macht und Geld dagegen oft weitgehend unbeschadet davon. 
(Siehe dazu Infobox 16)

Dass die Sanktionen westlicher Staaten die Einfuhr humanitä-
rer Güter oder den Handel mit Lebensmitteln oder medizinischen 
Gütern explizit erlauben, mildert die Nebenwirkungen für die 
Zivilbevölkerung nur begrenzt. Die 2011 verhängten Sanktionen 
gegen die syrische Zentralbank, die das Assad-Regime und seine 
Oligarchen vom Zugang zum internationalen Finanzsystem ab-
schneiden sollen, erschweren auch die Arbeit internationaler NGOs 
sowie Auslandsüberweisungen an bedürftige Familien. (Siehe dazu 
Interview mit Dr. Joseph Daher ab S. 62 und Beitrag von Dr. Salam 
Said ab S. 52)

Hohe Kosten – begrenzte Wirkung?
Zu den unerwünschten Nebenwirkungen kommen in manchen Fäl-
len hohe Kosten hinzu. Wirtschaftssanktionen gegen wirtschaftlich 
starke Staaten oder bedeutende Rohstofflieferanten sind in einer 
global vernetzten Welt für viele Akteure mit erheblichen Nachteilen 
verbunden. Hierzulande wird dies gerade besonders deutlich: Auf-
grund unserer Abhängigkeit von billiger fossiler Energie sind die 
Russland-Sanktionen für Deutschland wie auch für einige andere 
sanktionierende Länder extrem kostspielig. ( Siehe dazu Diskussion 
ab S. 24)

Wirtschaftssanktionen geraten aber nicht nur aufgrund hoher 
Kosten unter Druck: Die wirtschaftliche Hegemonie des Westens, 
die den Sanktionen westlicher Staaten einst so große Wirkmächtig-
keit verlieh, wird mittlerweile durch den Aufstieg Chinas und von 
Schwellenländern wie etwa Indien infrage gestellt. Selbst wirt-
schaftlich schwache Staaten wie Syrien haben daher gute Chan-
cen, alternative Handelspartner zu finden. Denn Unternehmen, 
die hauptsächlich jenseits der vom Westen dominierten Märkte 
handeln, müssen die Sanktionen nicht fürchten. 

verstehen es in der Regel bestens, Sanktionen zu umgehen und 
propagandistisch für ihre Zwecke zu nutzen – um ihre engsten 
Unterstützer*innen noch näher um sich zu scharen, um mit der 
„imperialistischen Bedrohung“ ihre Repressionen gegen die eigene 
Bevölkerung zu rechtfertigen und um von der eigenen Verantwor-
tung abzulenken. Auf letzteres fallen häufig auch westliche Akteure 
herein. (Siehe dazu den Beitrag von Ibrahm Olabi ab S. 76)

Umstritten sind Sanktionen vor allem aufgrund ihrer Neben-
wirkungen. In der Regel treffen Sanktionen die armen Schichten 
der Zivilbevölkerung, noch bevor der Druck die politischen und 
wirtschaftlichen Eliten des Landes erreicht. Selbst die sogenann-
ten „smart sanctions“, die auf bestimmte Branchen oder einzelne 
Oligarchen zielen, haben negative Effekte auf die gesamte sozio-
ökonomische Lage des Landes. (Siehe dazu die Diskussion ab S.24 
und das Interview mit Dr. Joseph Daher ab S. 62)

In autoritären Staaten kontrollieren oft Oligarchen einen gro-
ßen Teil der Wirtschaft, sie bieten Arbeitsplätze und produzieren 
oder importieren wichtige Güter. Wenn sie ihre Geschäfte einstel-
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Auch nimmt weltweit die Zahl der Volkswirtschaften zu, die 
von den USA und der EU sanktioniert sind, sodass die sanktionier-
ten Staaten untereinander wirtschaftliche Allianzen bilden, um 
resistenter gegen westliche Sanktionen zu werden. Die jüngste 
Kooperation zwischen dem Assad-Regime und Russland beim 
Transport des (mutmaßlich) aus der Ukraine gestohlenen Weizens 
vom Schwarzen Meer in syrische und libanesische Häfen ist hierfür 
ein eindrucksvolles Beispiel.1

Wenn die Kosten von Sanktionen steigen und zugleich ihre 
Wirksamkeit nachlässt, dann drohen zwei andere außenpolitische 
Handlungsoptionen in den Vordergrund zu rücken: Militärische 
Gewalt oder schlicht das Nichtstun. Beides sind bei den meisten 
internationalen oder internationalisierten Konflikten weit schlech-
tere Alternativen. Schon deshalb sollten sich zivilgesellschaftliche 
Akteure mit dem komplexen Instrument „Wirtschaftssanktionen“ 
auseinandersetzen – so widerspruchsvoll und kompliziert sich das 
Thema auch gestaltet 

04 | UN-Sanktionen und bilaterale Sanktionen

Weltweit bindende Sanktionen können allein die UN verhängen. Im 
Falle Syriens erwies sich dies aufgrund russischer und chinesischer 
Vetos im UN-Sicherheitsrats als unmöglich. Die Syrien-Sanktionen 
sind daher allein bilaterale Sanktionen. Folgende Länder haben 
bilaterale Sanktionen gegen Syrien verhängt: EU, USA, Vereintes 
Königreich, Kanada, Australien, Schweiz, Norwegen, Japan, Arabi-
sche Liga, Türkei

Arabische Liga

Türkei

Syrien

EU
Kanada

USA

Australien

Schweiz

Norwegen

Japan

Vereinigtes 
Königreich



22 23



24 25

2. Diskussion

WIRKEN DIE SANKTIONEN GEGEN 
SYRIEN – ODER SOLLTEN SIE AUF-
GEHOBEN WERDEN?

Einerseits treffen die Sanktionen diejenigen, 
die dem autoritären Regime von Baschar 
al-Assad nahestehen. Andererseits treffen 
sie auch unterschiedslos einkommens-
schwache Bevölkerungsgruppen und Opfer 
des Bürgerkriegs im Land. Es gibt keine ein-
fache Antwort auf die Frage der Sanktionen, 
sagen syrische Expert*innen im Gespräch 
mit Adopt a Revolution. Aber es gibt einige 
Dinge, die besser gemacht werden könnten. 

 

Die Interviewpartner*innen

 DR. JOSEPH DAHER  promovierte 2015 in Ent-
wicklungsstudien an der SOAS University of London 
und 2018 in Politikwissenschaften an der Universität 
Lausanne in der Schweiz. Derzeit lehrt er an der 
Universität Lausanne und ist Assistenzprofessor am 
Europäischen Hochschulinstitut in Florenz, Italien, 
im Rahmen des Projekts „Wartime and Post-Conflict 
in Syria“. 2016 publizierte Daher sein Buch „Hezbollah: 
Political Economy of Lebanonʼs Party of God“ und 2019 
folgte „Syria After the Uprisings: The Political Economy 
of State Resilience“.

 DR. SALAM SAID  studierte Wirtschaftswissenschaf-
ten in Damaskus und promovierte an der Universität 
Bremen. Seit 2009 lehrt sie an deutschen Universitä-
ten. Derzeit arbeitet sie als politische Beraterin für Sy-
rien, den Libanon und Libyen bei der Friedrich-Ebert-
Stiftung in Berlin. Dort ist sie auch für Themen rund 
um Asyl und Migration sowie Feminismus zuständig. 
Said publizierte vielfach zur politischen Ökonomie 
Syriens und der Wirtschaftspolitik arabischer Staaten.

 IBRAHIM OLABI  ist ein auf internationales Recht 
spezialisierter Rechtsanwalt mit regionalem Schwer-
punkt auf den Nahen Osten und Syrien. Er ist Gründer 
des in Großbritannien ansässigen Syrian Legal 
Development Programme, das Rechtsgutachten zu 
Syrien erstellt und diese durch Schulungen an syrische 
NGOs weitergibt. Darüber hinaus berät Olabi staatli-
che Behörden und internationale Organisationen zu 
Sanktionen und anderen Fragen im Zusammenhang 
mit dem Syrienkonflikt. Er gehört in Großbritan-
nien der Anwaltskammer an und ist Mitglied der auf 
internationales Recht spezialisierten Anwaltskanzlei 
Guernica 37.

Dieses Gespräch wurde von Christin Lüttich und 
Daniel Steinmaier im Juni 2022 geführt. Die Nieder-
schrift des Gesprächs wurde gekürzt und zur besseren 
Verständlichkeit überarbeitet.

 	 Aleppo, Juni 2019: Menschen stehen für Brot an.  
Foto: Meridith Kohut 
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 DANIEL STEINMAIER:  Vor allem aus linken politischen Kreisen 
wird häufig argumentiert, dass Sanktionen nicht funktionie-
ren. Sie treffen die Falschen, sie bringen nichts und sollten 
ganz aufgehoben werden. Aber was sagen Sie als syrische 
Expert*innen zu diesem Thema? 

 JOSEPH DAHER:  In Bezug auf Russlands Krieg gegen die Ukraine 
ist das aktuell eine sehr wichtige Debatte. Ich betone immer, 
dass ich in Sachen Sanktionen kein Dogmatiker bin. 
Es kommt auf den jeweiligen Staat, den Kontext und die 
Beschaffenheit der Sanktionen an. Ich weiß, dass es linke 
Stimmen gibt, die gegen alle Arten von Sanktionen ein-
treten, aber oft kennen sie ihre eigene Geschichte nicht, sie 
vergessen, dass es linke Bewegungen gab, die Sanktionen 
forderten – zum Beispiel in Bezug auf das Apartheidsregime 
in Südafrika oder heute im Rahmen der BDS-Bewegung 
(Boykott, Desinvestition, Sanktionen) im Zusammenhang 
mit den palästinensischen Gebieten. Es gibt auch linke 
Forderungen nach Sanktionen gegen Ägypten und Saudi-
Arabien. Wenn Vertreter*innen des linken Spektrums gegen 
Sanktionen für Syrien argumentieren, wird mit zweierlei 
Maß gemessen.  
Für mich stellen Sanktionen ein Instrument unter vielen 
dar. Wenn es um Sanktionen gegen Kriminelle, gegen 
Geschäftsleute oder staatliche Institutionen geht, die in 
Kriegsverbrechen verwickelt sind, bin ich dafür. Was sekto-
rale Sanktionen angeht, bin ich eher kritisch. Und zwar als 
Akademiker und als Internationalist. Denn in vielen Fällen 
haben wir gesehen, dass sektorale Sanktionen negative 
Folgen für die breite Bevölkerung haben, während reiche 
Geschäftsleute in der Lage sind, diese Form von Sanktionen 
zu umgehen. 

 SALAM SAID:  Sanktionen sind ein Instrument zur Beeinflussung 
einer Situation, es handelt sich nicht nur um eine Bestra-
fung, sondern sie können eine unerwünschte Situation vor 

Ort potenziell verändern. Ich würde sagen, wenn man ein 
anderes Mittel mit weniger Nebenwirkungen hat, ist das 
großartig. Aber wenn man auf Sanktionen verzichtet und 
kein anderes Mittel hat, dann besteht die Gefahr, der Un-
tätigkeit beschuldigt zu werden. 
Daher würde ich diese Frage mit einer anderen Frage beant-
worten: Was ist die Alternative? Wenn wir alle Sanktionen 
aufheben, wie wollen wir dann mit den Verbrechen in 
Syrien umgehen? Wie wollen Sie deutlich machen, dass Sie 
der Meinung sind, diese Verbrechen müssten gestoppt und 

05 | Listenbasierte, sektorale und sekundäre 
Sanktionen 
Sanktionen werden in drei Kategorien unterschieden.
 
Sektorale Sanktionen verbieten es Personen, die sich innerhalb 
der Gerichtsbarkeit eines sanktionierenden Staates aufhalten, 
bestimmte Güter oder Dienstleistungen in einen sanktionierten 
Staat zu exportieren oder aus diesem zu importieren. Dabei wird 
der Handel mit bestimmten Gütern, Branchen oder Sektoren der 
sanktionierten Staaten untersagt. 

Listenbasierte Sanktionen richten sich gegen Einzelpersonen oder 
auch Institutionen, die auf Sanktionslisten geführt werden. Die 
damit verbundenen Strafmaßnahmen umfassen typischerweise:
>	 Einfrieren von Konten oder anderen Ressourcen, die gelistete 
Personen in den sanktionierenden Staaten halten

>	 Einreise- und Transitverbote für gelistete Personen
>	 Ein Verbot sanktionierten Personen Ressourcen zur Verfügung 
zu stellen oder ihnen zu helfen, die Sanktionen zu umgehen.

Sekundäre Sanktionen verbieten es Dritten, die sich außerhalb 
der Gerichtsbarkeit der sanktionierenden Staaten befinden, mit 
sanktionierten Personen, Institutionen oder Sektoren Handel zu 
betreiben.
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die Schuldigen zur Rechenschaft gezogen werden? Meine 
Frage ist die folgende: Wie können wir das ohne Sanktionen 
erreichen?

 IBRAHIM OLABI:  Normalerweise fühlen sich Befürworter*innen 
der Aufhebung von Sanktionen moralisch überlegen. Es ist 
daher wichtig, dem zuvorzukommen und zu betonen, dass 
wir nicht gern unser eigenes Land sanktioniert sehen. Alle 
wollen Frieden und Wohlstand. Im Falle Syriens ist dies 
jedoch nicht möglich, da es Kriegsverbrecher, Warlords und 
Profiteure gibt.  
In Kriegen und Konflikten haben Sanktionen immer positive 
und negative Effekte, weil kriminelle Akteure zivile Perso-
nen als Schutzschilde benutzen. Während der Kämpfe haben 
sie sie als physische menschliche Schutzschilde benutzt und 
jetzt benutzen sie sie als wirtschaftliche Schutzschilde. Zu 
sagen: „Lasst uns alle Sanktionen aufheben“ bedeutet also 
eigentlich: „Lasst uns Kriegsverbrechen belohnen.“  
Ich würde auch den Punkt von Salam aufgreifen und fragen: 
Was sind die Alternativen? Natürlich plädiere ich dafür, die 
Sanktionen wirksamer zu machen und die Nebenwirkungen 
zu verringern. Schwarz-Weiß zu denken ist hier aber nicht 
hilfreich. 

Eine sehr einfache Analyse wäre die folgende: Wenn Sank-
tionen gegen diese Einzelpersonen nicht wirken, warum 
versuchen sie dann, mit juristischen Mitteln vor den Gerich-
ten der USA und Großbritanniens durchzusetzen, dass sie 
von den Sanktionslisten gestrichen werden? Offensichtlich 
gibt es Auswirkungen.

Müssen wir Nebenwirkungen in Kauf nehmen 
 STEINMAIER:  Diejenigen, die sich moralisch überlegen fühlen, 
könnten nun argumentieren, dass die Auswirkungen auf die 
Verursacher die negativen Folgen für die gesamte Bevölke-

rung nicht rechtfertigen. Wie viel Kollateralschaden ist also 
hinnehmbar? 

 OLABI:  Zunächst einmal ist es schwierig abzuschätzen, 
wie hoch der Kollateralschaden ist, der mit Sanktionen 
verbunden ist. Wenn ich ein Soldat bin und Zivilist*innen 
in der Nähe des Ziels sehe, kalkuliere ich die Risiken und 
entscheide dann, was zu tun ist. Aber das syrische Regime 
stellt nicht die wirtschaftlichen Daten zur Verfügung, die 
notwendig wären, um die Situation wirklich zu erfassen. 
Schließlich ist es selbst für die Zerstörung eines großen Teils 
der syrischen Wirtschaft verantwortlich. Daher lassen sich 
die Kollateralschäden nicht ermitteln. Welche Kollateral-
schäden allerdings akzeptabel sind und welche nicht, hängt 
von einer sehr subjektiven Einschätzung ab. Für zivilgesell-
schaftliche Akteure ist es wirklich wichtig, den notwendigen 
Mut aufzubringen, um zu akzeptieren, dass wir in einer 
sehr komplexen Kriegssituation operieren. Wir müssen 
hinnehmen, dass Zivilist*innen zu Schaden kommen, weil 
das Regime sie im Falle von Sanktionen als menschliche 
Schutzschilde einsetzt, und auch, dass die Aufhebung von 
Sanktionen den Menschenrechten anderer Syrer*innen zu-
widerläuft, weil sie die Kriegswirtschaft dieser Verbrecher 
stärkt. 

Es sind schwere Entscheidungen zu treffen, und man kann 
nicht einfach für die eine oder andere Seite argumentieren. 
Es ist wichtig, immer wieder darüber nachzudenken, 
welche Maßnahmen richtig sind, welche wirksam sind, 
welche den Zielpersonen schaden und so weiter. Wenn 
Sie nach einfachen Antworten suchen, werden Sie sie bei 
dieser Debatte nicht finden. Zudem möchte ich die Frage 
umdrehen und fragen, warum es überhaupt Kollateralschä-
den gibt? Es gibt sie, weil das syrische Regime aufgrund 
seines eigenen Verhaltens Sanktionen auf sich gezogen hat. 
Das bedeutet, dass letztlich das Regime für alle Kollateral-
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schäden verantwortlich ist. Natürlich sollten wir versuchen, 
die negativen Nebenwirkungen zu verringern, aber die 
Sanktionen selbst sind nicht ursächlich für die schwierige 
aktuelle Lage. Dafür ist das Regime verantwortlich.

Wie gravierend sind die Nebenwirkungen?
 CHRISTIN LÜTTICH:  Salam und Joseph, gibt es aus Ihrer Sicht als 
Wirtschaftswissenschaftler*innen eine Möglichkeit, die 
Nebenwirkungen der Sanktionen zu bemessen? 

 SAID:  Es gibt eindeutig viele Nebeneffekte, aber es ist äußerst 
schwierig, diese von den Auswirkungen anderer Faktoren zu 
trennen. Denn parallel zu den Sanktionen gibt es anhaltende 
Zerstörungen, diverse Militäroperationen, gesellschaftliche 
Diskriminierung, eine ungerechte Einkommensverteilung 
sowie Vetternwirtschaft und Wirtschaftskriminalität. Die 
Sanktionen können daher nicht unmittelbar als ursächlich 
für dieses oder jenes Problem oder diesen oder jenen Neben-
effekt ausgemacht werden. 

 DAHER:  Es ist absolut sicher, dass die Sanktionen zur Wirt-
schaftskrise in Syrien beitragen, aber es ist unmöglich, eine 
konkrete Zahl dafür zu nennen. Es spielen, wie Salam sagte, 
viele Faktoren eine Rolle: Korruption, die Kriegsfolgen, die 
libanesische Finanzkrise, die COVID-19-Pandemie und jetzt 
auch die russische Invasion in der Ukraine. Die Sanktionen 
haben unbestreitbar negative Auswirkungen auf die syrische 
Bevölkerung – beispielsweise auf die grundlegende Infra-
struktur in den Bereichen Wasserversorgung, Stromver-
sorgung und Bildung. Jede Art von wirtschaftlichem Auf-
schwung wird durch die Sanktionen behindert. Aus diesem 
Grund bin ich gegen größere sektorale Sanktionen und 
stehe den von den USA verhängten Caesar-Sanktionen sehr 
kritisch gegenüber. Politisch denke ich, dass die Sanktionen 
die Kluft zwischen den Syrer*innen innerhalb und außer-

halb des Landes vergrößern, was dann auch die Spaltung 
der syrischen Gesellschaft im Land selbst befördert.

 STEINMAIER:  Haben Syrer*innen im Exil deshalb ihren Blick-
winkel verändert? Konzentrieren sie sich zum Beispiel mehr 
darauf, die Auswirkungen der Sanktionen abzumildern, als 
Forderungen nach weiteren Sanktionen zu erheben, weil sie 
sehen, wie viel Leid dadurch in Syrien verursacht wird? 

 DAHER:  Ja, ich denke schon. In den letzten zwei Jahren habe 
ich einen Wandel innerhalb der syrischen Zivilgesellschaft 
beobachtet im Vergleich zur anfänglichen breiten Unterstüt-
zung für Sanktionen. Ich sehe das in Europa und vor allem 
in der Türkei, wo die Sanktionen zuvor von zivilgesellschaft-
lichen Initiativen und NGOs mit Nachdruck unterstützt 
wurden.  
Heute verläuft die Debatte viel ruhiger. Das liegt auch daran, 
dass die Menschen bei ihrer eigenen Arbeit oder in ihrem 
Alltag mit den Nebenwirkungen von Sanktionen zu kämpfen 

06 | Was ist der „Caesar Act”?
Das 2020 in Kraft getretene Caesar-Gesetz zum Schutz der syrischen 
Zivilbevölkerung (Caesar Syria Civilian Protection Act) verdankt 
seinen Namen einem desertierten Militärfotografen mit dem Deck-
namen Caesar, der Tausende Fotos von zu Tode gefolterter Personen 
aus Syrien geschmuggelt hat und damit der Welt das Ausmaß der 
vom Assad-Regime verantworteten Verbrechen vor Augen führte. 
Das US-Gesetzespaket sieht unter anderem Strafen für internatio-
nale Unternehmen und Akteure vor, die mit dem Assad-Regime oder 
sanktionierten Personen Geschäfte machen. Diese “sekundären 
Sanktionen” erschweren eine internationale Rehabilitierung des 
Assad-Regimes und sind daher ein wirkungsvolles Instrument gegen 
die drohende Straflosigkeit der Verbrechen des Regimes. Zugleich 
haben sie deutliche Nebenwirkungen für die syrische Bevölkerung, 
weil sie Geschäfte mit Bezug zu Syrien generell einschränken – auch 
wenn Nahrung, medizinische Güter und andere humanitäre Hilfs-
güter von den Caesar-Sanktionen ausgenommen sind. 
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haben. So kann es zum Beispiel schwierig sein, Personen 
in Syrien Geld zu schicken, weil ihnen möglicherweise das 
Bankkonto gesperrt wurde. Das hat nicht nur Auswirkungen 
auf die Menschen in Syrien, sondern auch auf diejenigen, 
die versuchen, ihnen Hilfe zukommen zu lassen. Meiner 
Meinung nach ist die gesamte Debatte unter den Akteuren 
der syrischen Zivilgesellschaft im Exil differenzierter 
geworden. 

 OLABI:  Das stimmt. Am Anfang gab es eine tiefe Spaltung. 
Heute sind die Diskussionen über dieses Thema fruchtbarer, 
substanzieller, auch wenn es noch keine Lösung gibt. Man 
wird nicht mehr sofort als Verräter beschimpft, wenn man 
über die Aufhebung bestimmter Sanktionen spricht. Ebenso 
wenig wird man als Verbrecher bezeichnet, wenn man alle 
Sanktionen aufrechterhalten will. Die Diskussion ist inzwi-
schen viel offener. [Daher nickt zustimmend.] Andererseits 
wird auch mehr über Sanktionen diskutiert, weil das Regime 
die Debatte vorantreibt. Bei jeder Gelegenheit fordern seine 
Vertreter*innen die Aufhebung der Sanktionen. Im Ver-
fassungsausschuss, bei der UNO, in New York und in Genf. 
Sie bringen dieses Thema auf den Tisch, wann immer sie die 
Gelegenheit dazu bekommen.

 LÜTTICH:  Wie erfolgreich sind sie damit?

 OLABI:  Wenn es um die Aufhebung der Sanktionen geht, sind 
sie nicht erfolgreich. Aber sie bringen das Thema immer 
wieder auf die Agenda. Es spielt eine große Rolle in ihrer 
Propaganda. Es ist einfach für sie, die westliche Öffentlich-
keit mit humanitären Forderungen anzusprechen, und es 
ist einfacher für Hilfsorganisationen und für Russland, dem 
Westen die Schuld zu geben. Ich glaube jedoch, dass dieses 
Narrativ nach der russischen Invasion in der Ukraine weit 
weniger wirksam wurde, weil nun jeder durchschaut,, was 
Russland damit bezweckt. 

 STEINMAIER:  Ich möchte etwas näher auf die Idee eingehen, 
dass die Nebeneffekte von Sanktionen abgemildert werden 
können. Joseph, Sie haben argumentiert, dass sektorale 
Sanktionen eine Menge Schaden anrichten. Salam, würden 
Sie der Aufhebung dieser Maßnahmen auch zustimmen?

 SAID:  Ich denke, es ist wichtig, sich die Auswirkungen der 
Sanktionen anzusehen und zu prüfen, welche Änderungen 
erforderlich sind. Meiner Meinung nach ist der einge-
schränkte Geldtransfer nach Syrien die schmerzhafteste 
Konsequenz für das Regime. Das Regime und die Geschäfts-
welt sind davon stark betroffen. Aber leider geht es auch 
darüber hinaus und wirkt sich negativ auf viele Sektoren 
aus, die nicht sanktioniert sind. Zum Beispiel die humanitä-
re Arbeit, Finanztransaktionen für medizinische Hilfsgüter, 
Lebensmittellieferungen – vor allem aus dem Ausland. 
Es ist kein Problem, Waren nach Syrien zu exportieren, das 
Problem ist die Abwicklung der finanziellen Transaktionen 
mit syrischen Banken. Wäre es andererseits einfacher, mit 
syrischen Banken zu kooperieren, wäre es auch für das Re-
gime und Kriegsverbrecher leichter, Geschäfte zu machen. 
Es ist also sehr kompliziert, dies zu verhindern. 
Deshalb haben viele Expert*innen bereits Lösungen vor-
geschlagen, wie eine „weiße Liste“ oder Ausnahmen für 
bestimmte Empfänger*innen. Auch bei solchen Lösungs-
ansätzen gibt es eine Vielzahl von Herausforderungen. Wie 
können zum Beispiel humanitäre oder andere Organisa-
tionen vor Ort aktiv sein, ohne dass das Regime an diesen 
Aktivitäten beteiligt ist? 

 LÜTTICH:  Sie haben über Möglichkeiten gesprochen, die 
negativen Effekte von Sanktionen abzumildern. Wenn Sie 
sich für eines dieser Instrumente entscheiden könnten, 
welches würden Sie wählen? 

 SAID:  Wir brauchen definitiv Ausnahmeregelungen für die 
ärmere Bevölkerung, für bestimmte Regionen und in be-
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07 | Ausnahmen für humanitäre Hilfe
Nach eigenem Bekunden streben USA und die EU an, ihre Sank-
tionen so zu gestalten, dass eine Beeinträchtigung der Lieferung 
humanitärer Hilfe vermieden wird. Die Ausfuhr von Nahrungsmit-
teln, Arzneimitteln und medizinischer Ausrüstung unterliegt daher 
keinen Sanktionen, und eine Reihe spezifischer Ausnahmen ist 
für humanitäre Zwecke vorgesehen. In der Praxis aber berichten 
humanitäre Akteure von gewaltigen Problemen. Sanktionen haben 
auf kommerzielle Akteure eine abschreckende Wirkung, überhaupt 
mit Akteuren in von Sanktionen betroffenen Ländern zu handeln. 
Dies wird als “Chilling Effect” bezeichnet.

stimmten Bereichen. Was die Regionen angeht, so gibt es 
derzeit Ausnahmen für den Nordwesten und den Nordosten 
des Landes, weil diese Gebiete nicht unter der Kontrolle des 
Regimes stehen. Aber man könnte auch dafür plädieren, die 
ländlichen und sehr armen Teile von Damaskus, die unter der 
Kontrolle des Regimes stehen, auszunehmen.

 STEINMAIER:  Angenommen, es gibt eine Ausnahme für den 
Wiederaufbau der Infrastruktur in Ost-Ghouta, einem 
Gebiet im Umland von Damaskus, das jahrelang belagert 
und bombardiert und 2018 vom Assad-Regime mit Hilfe der 
russischen Luftwaffe fast vollständig zerstört wurde. Würde 
das Regime nicht jede Hilfe, die für Ost-Ghouta kommt, 
nutzen, um sich selbst zu helfen? Wir wissen, dass das 
Regime von humanitärer Hilfe profitiert und vorschreibt, 
wer sie erhält und wer nicht.

 SAID:  Ja, es kann kontraproduktiv sein, wenn bestimmte 
Sanktionen aufgehoben oder verändert werden. Selbst wenn 
man nur die Leidtragenden unterstützen will, könnten das 
Regime und seine Nutznießer*innen dies ausnutzen. Es gibt 
keine einfache Lösung. Man muss die Risiken und Nutzen 
abwägen. Und das ist eine große Herausforderung, denn das 
Regime hat gelernt, sich an Sanktionen anzupassen.

Wie sich Overcompliance vermeiden lässt 
 DAHER:  Ich befürchte, dass solche Ausnahmeregelungen – 
auch für den Nordwesten oder Nordosten – nur die dort 
bereits vorhandenen Machtstrukturen unterstützen. Das 
ist im Nordwesten der Fall, wenn man sich Hayat Tahrir 
al-Sham in Idlib oder die türkisch besetzte Zone anschaut. 
Um ehrlich zu sein, es ist nicht ersichtlich, inwiefern die 
jetzige Situation dort eine Verbesserung gegenüber dem 
Assad-Regime darstellt. Wie können wir sicherstellen, dass 
die humanitäre Not- und Übergangshilfe nicht lediglich die 
Machthabenden stärkt, sondern den Bedürftigen zugute-
kommt? 

Das von mir bevorzugte Instrument wäre es, die sogenannte 
‚Overcompliance‘ im Bereich der humanitären Arbeit einzu-
dämmen, also die übermäßige Erfüllung von Sanktionsvor-
gaben des Finanzsektors zu Zwecken der Risikovermeidung. 
Denn wenn sich syrische Hilfsorganisationen an private 
Banken wenden, um Geld für humanitäre Arbeit nach Syrien 
zu überweisen, lehnen diese aus Angst vor Sanktionen ab, 
selbst wenn die mit diesem Geld zu leistende Hilfe völlig 
legal ist. Die Banken haben Angst, weil sie in der Vergangen-
heit nach Dollar-Geschäften mit dem Iran mit Sanktionen 
belegt wurden. Sie sind also nicht bereit, für einen sehr 

08 | „Overcompliance“ und „De-Risking“
Privatpersonen, Firmen oder auch humanitäre Organisationen haben 
häufig Probleme, Geld nach Syrien zu überweisen, auch wenn ihre 
Transaktionen rechtlich gesehen nicht sanktioniert sind. Die Prüfung, 
ob eine Transaktion Sanktionen nach sich ziehen könnte, ist für die 
Banken oft so aufwendig, dass deren Strategie der Risikoreduktion 
oftmals vorsieht, solche Überweisungen pauschal abzulehnen. Diese 
als „Overcompliance“ oder „De-Risking“ bezeichneten Strategien der 
Banken erschweren unter anderem die humanitäre Hilfe. 
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geringen Gewinn Risiken einzugehen. Schließlich handelt es 
sich um kommerzielle Unternehmen, nicht um Wohltätig-
keitsorganisationen. 
Ich schlage daher ein unabhängiges Finanzinstitut vor, 
das für die Geldtransfers an alle humanitären Akteure 
zuständig ist, die sowohl in Syrien als auch in anderen 
Konfliktgebieten tätig sind, wo der Geldverkehr schwierig 
ist. Dies würde nur mit einer Institution außerhalb des 
kommerziellen Finanzsystems funktionieren und könnte 
eine direkte, kurzfristige Lösung sein. Ausnahmeregelun-
gen sind dahingehend problematisch, dass sie nur Einzel-
falllösungen bieten. Wir brauchen einen systematischen 
Strukturwandel nicht nur für Syrien, sondern für viele von 
Krieg gezeichnete Länder.

 OLABI:  Es gibt da ein Instrument, über das man nachdenken 
sollte. Infolge der COVID-19-Krise wurde ein Instrument 
geschaffen, das vorher fast undenkbar war. Staaten gaben 
Unternehmen und Konzernen Zusicherungen für den Fall, 
dass etwas schief geht. Alles, was Banken und Unternehmen 
wirklich wollen, ist eine Zusicherung der Regierung, dass 
sie nicht in Schwierigkeiten geraten werden, wenn sie in 
Syrien in der oder der Region arbeiten. Im Grunde also die 
Zusicherung, dass es keine Probleme geben wird, wenn 
sie mit bestimmten NGOs in Syrien zusammenarbeiten. 
Eine Regierung könnte zum Beispiel sagen, dass sie diese 
NGO nicht strafrechtlich verfolgen wird, wenn sie in Syrien 
arbeitet, und dass es auch keine Probleme mit Sanktionen 
geben wird, wenn Banken für sie ein Konto einrichten. 
Diese Art von Garantie könnte einer bestimmten Gruppe 
von vertrauenswürdigen Dienstleistern gewährt werden. 
Das wäre vielleicht ein Schritt nach vorn. Es ist vergleich-
bar mit dem, was bei den COVID-19-Impfstoffen gemacht 
wurde. Man hat den Unternehmen Garantien gegeben, 
damit sie weiterarbeiten konnten.

 DAHER:  Dies klingt zwar einleuchtend, aber es löst die Kernpro-
bleme nicht. Wir haben das gesehen, als das Office of Foreign 
Assets Control [OFAC] der US-Regierung diese Art von Zusi-
cherung bereits im November 2021 machte in einer offiziellen 
Erklärung, in der es im Wesentlichen hieß, dass das OFAC 
humanitäre oder wirtschaftliche Wiederaufbauhilfen in Syrien 
nicht strafrechtlich verfolgen wird. Trotz solcher Zusicherun-
gen haben die Banken immer noch Angst – denn Sanktionen 
sind nicht das einzige Risiko, und hier liegt das zweite 
Problem. Wenn Sie im Nordwesten humanitäre Hilfe leisten 
und auch nue eine einzige Person davon begünstigt wird, die 
der von der UNO als terroristische Organisation eingestuften 
Hayat Tahrir al-Sham angehört, dann haben Sie zwar keine 
Probleme mit sektoralen Sanktionen, aber Sie bekommen es 
mit Anti-Terror-Gesetzen zu tun. Es ist also immer noch sehr 
riskant, weshalb Banken diese Art von Risiken scheuen.

 SAID:  Überweisungen sind ein Problem. Wenn man sich 
jedoch die Milliarden von Dollar ansieht, die über die 
UN-Hilfsorganisationen nach Damaskus gelangten, wird 
man feststellen, dass die Sanktionen gegen die syrischen 
Banken kein Hindernis für die Überweisung dieser riesigen 
Geldsummen waren. Und alle NGOs haben irgendwie einen 
Weg gefunden, mit diesem Problem umzugehen. Jeder weiß, 
dass hin und wieder jemand mit einer großen Tasche voller 
Geld die Grenze von der Türkei nach Syrien überquert um 
vor Ort legale Hilfsprojekte umzusetzen. Ich weiß, dass 
dies für NGOs kompliziert und riskant ist, und ich möchte 
die Auswirkungen der Sanktionen auf diesen Sektor nicht 
herunterspielen, aber ich möchte auch darauf hinweisen, 
dass es Ausweichmöglichkeiten gibt. Eine Aufhebung der 
Sanktionen gegen diesen Sektor wäre zwar gut, aber ich 
bezweifle, dass sich dadurch viel ändern würde.

Für Geldtransfers an Familien gibt es viele informelle Wege, 
die sich in Syrien seit der Sanktionierung entwickelt haben, 
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um Geschäfte mit den offiziellen Banken zu vermeiden. 
Neben den „Hawala“-Netzwerken [inoffizielle Geldtransfers 
durch vertrauenswürdige Personen], die bereits vor dem 
Krieg genutzt wurden, wird Geld auch über persönliche 
Netzwerke bewegt.  
Das Hawala-System ist ein informelles, kostengünstiges und 
unbürokratisches Geldtransfersystem, das sich schon vor 
längerer Zeit in Ländern entwickelt hat, die nur über eine 
unterentwickelte Bankeninfrastruktur verfügen. Hawala wird 
vor allem dazu genutzt, die Überweisungen von Wanderarbei-
ter*innen an ihre Familien in der Heimat abzuwickeln.

 LÜTTICH:  Lassen Sie uns zur angeblichen Ineffektivität von 
Sanktionen kommen. Es sieht ja nicht danach aus, dass die 
Sanktionen das Regime in die Knie zwingen. Stattdessen 
sehen wir eine Art „rally around the flag“-Effekt. Mit dem 
Regime verbundene Geschäftsleute scheinen sich noch enger 
an Assad zu binden, weil sie im Ausland keine Geschäfte 
mehr machen können. Welche Strategien sind Ihrer Meinung 
nach sinnvoll, um die Sanktionen wirksamer zu machen? 

Der Kontext zählt
 SAID:  Bevor wir darüber sprechen, wie Sanktionen wirksamer 
gestaltet werden können, müssen wir berücksichtigen, dass 
die gegen Syrien verhängten Sanktionen keine UN-Sanktio-
nen sind. Sie wurden von den USA, der EU, Großbritannien, 
den arabischen Staaten und einigen anderen beschlossen. 
Sanktionen können mehr Wirkung erzielen, wenn sie von 
der UNO ausgehen. Diese Gefahr besteht für Assad jedoch 
nicht. Russland unterstützt ihn, der Iran unterstützt ihn, 
und viele andere Länder, wie China und Indien, haben nicht 
einmal Sanktionen gegen ihn verhängt. 

Hinzu kommt, dass die UNO nur das Regime in Damaskus 
als rechtmäßig anerkennt, so dass humanitäre Hilfe der 

UNO und alles andere, was von der UNO kommt, über das 
Regime laufen muss. Dies ist nur die Spitze des Eisbergs. 
Es wird nämlich nicht nur ein Großteil der UN-Hilfspro-
gramme von Damaskus ungerecht verteilt, sondern die 
UN-Aktivitäten in Syrien stärken auch die mit dem Regime 
verbundenen Unternehmen. So gab die UNO beispielsweise 
fast 70 Millionen US-Dollar für die Unterbringung von 
Mitarbeiter*innen im Four Seasons Hotel in Damaskus aus. 
Dabei gehört dieses Hotel einem Günstling des Regimes. 
Auf der einen Seite gibt es also Sanktionen, die sich gegen 
die Regimekreise richten, und andererseits gibt es ein 
ganzes System, das von UN-Maßnahmen getragen wird und 
die Regimekreise und das Regime effektiv finanziert. Die 
Unwirksamkeit von Sanktionen ist nicht nur auf ihre Aus-
gestaltung zurückzuführen, sondern auch auf den Kontext, 
in dem sie verhängt werden. 

 LÜTTICH:  In der Tat gibt es keine Anzeichen dafür, dass sich 
Verbündete des Regimes von Assad distanzieren. Auf den 
Sanktionslisten zu stehen, scheint ein Zeichen der Loyalität 
zu sein. Was könnte man tun, um die Anhänger von Assad 
zu einer Verhaltensänderung zu bewegen?

Abschreckung funktioniert
 SAID:  Ich glaube dennoch, dass Sanktionen viele Geschäftsleute 
und andere Syrer*innen, die das Regime im Allgemeinen 
unterstützen, abschrecken. Diejenigen, die sich eng an das Re-
gime binden, sind oft diejenigen, die am meisten von dessen 
Patronagesystem profitieren. Sie sind dem Regime jetzt noch 
nähergekommen, weil sie außerhalb Syriens keine Geschäfte 
machen können und daher von ihm abhängig sind. Außerhalb 
dieses Kreises will jedoch niemand mit dem Regime in Verbin-
dung gebracht werden. Es geht nicht nur um die Wirtschaft, 
sondern auch um den guten Ruf und das Image.
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 OLABI:  Es ist sehr schwer zu ermitteln, wie jemand dem Regime 
gegenüber eingestellt war, bevor er sanktioniert wurde. Es 
gibt so viele syrische Geschäftsleute, die in den Libanon, die 
Türkei, Ägypten, die Golfstaaten oder nach Europa gezogen 
sind. Sie alle könnten potenzielle Kriegstreiber gewesen sein, 
oder? Wir können nicht wissen, was die Hauptmotive für ihre 
Abwanderung waren, aber die Sanktionen haben für viele 
dieser Menschen eindeutig eine Rolle gespielt.

 DAHER:  Ganze dem Regime nahestehende Netzwerke von 
Unternehmen verließen 2011 und 2012 das Land, weil sie 
ihre Geschäfte vor den Auswirkungen des Krieges schützen 
wollten. Einige wollten nicht sanktioniert werden. Außer-
dem wollten sie lieber außerhalb Syriens leben und reisen. 
Es gibt viele Industrielle und Vorstände von Wirtschaftsver-
bänden, die dem Regime nahestanden, aber ebenfalls ins 
Ausland gingen. Mohammad Sabbagh Sharabati zum Bei-
spiel verließ Syrien 2012. Er ist der ehemalige Vorsitzende 
der Industriekammer von Aleppo. Heute ist er einer der 
größten Industriellen in Ägypten und sogar in ganz Afrika. 
Weil so viele dieser Leute emigriert sind, ist das Regime jetzt 
von einigen wenigen Geschäftsleuten abhängig. Ihre Namen 
sind bekannt, und sie können das Land nicht verlassen.

Verschiedene Ziele
 OLABI:  Wenn wir darüber sprechen, ob Sanktionen wirksam 
sind, müssen wir diese Diskussion unter zwei getrennten 
Aspekten beleuchten. Dienen die Sanktionen dem Zweck, 
Menschen zur Rechenschaft zu ziehen? Oder sollen sie eine 
Verhaltensänderung bewirken? Das Problem bei den EU-Sank-
tionen ist, dass sie diese beiden Ziele miteinander vermischen. 

Einerseits sind Sanktionen als Antwort auf die Forderung 
nach accountability zu verstehen, andererseits sollen sie 
Verhaltensänderungen bewirken. Dies sind jedoch zwei ver-

schiedene Ziele, die unterschiedliche Strategien erfordern. 
Um sanktionierte Personen dazu zu bringen, ihr Verhalten 
zu ändern, bedarf es einer klaren Politik im Blick auf die 
mögliche Aufhebung der Sanktionen. Die sanktionierten 
Personen müssen wissen, was sie tun müssen, um von der 
Liste gestrichen zu werden. 

 STEINMAIER:  Aber es gibt auch Personen auf den Sanktionslis-
ten, die so viel Blut an ihren Händen haben, dass sie besser 
nicht von der Liste gestrichen werden sollten...

 OLABI:  Genau das macht die Bewertung der Wirksamkeit von 
Sanktionen so schwierig, wenn man Rechenschaftspflicht 
und Verhaltensänderung miteinander vermischt. Das war 
unsere wichtigste Empfehlung an die EU: Es gilt sich zu 
entscheiden, wofür Sanktionen eingesetzt werden. Wir haben 
verschiedene Kriterien für die Eintragung in die Sanktions-
listen angeregt oder verschiedene Listen für diejenigen, die 
dauerhaft auf die Liste gesetzt werden sollten, und diejeni-
gen, bei denen wir eine Verhaltensänderung anregen wollen. 
Man würde Baschar al-Assad nicht von der Liste streichen, 
auch wenn er sein Verhalten ändern würde. Aber man könnte 
Geschäftsleute von der Liste streichen, die nicht an Angriffen 
auf Zivilist*innen beteiligt waren. Sie stehen vielleicht mit 
dem Regime in Verbindung und haben, wenn auch nicht voll-
ständig, wahrscheinlich einige Operationen mitfinanziert. 
Es könnte also eine Liste von Personen geben, bei denen wir 
eine Verhaltensänderung anstoßen könnten.

Wenn dies nicht die Absicht sein sollte, dann ist das auch 
in Ordnung, dann ist es so. Sagen wir, die Absicht ist 
Verbrecher zur Rechenschaft zu ziehen. Dann sollten Sie 
die Sanktionen als Mechanismen zur Stärkung der Rechen-
schaftspflicht effektiv gestalten und sicherstellen, dass es 
für die Personen, die auf diese Weise ins Visier genommen 
werden, auch Möglichkeiten für weiterführende Sanktionen 
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09 | EU-Sanktionen im Überblick
Auf den syrienbezogenen Sanktionslisten der EU befinden sich 
aktuell knapp 300 Personen und rund 70 Firmen oder Institutionen 
(Stand Mai 2022). Diese listenbasierten Sanktionen werden ergänzt 
durch ein Öl-Importverbot, das Einfrieren von Geldern der Syrischen 
Zentralbank und Exportverbote für Güter, die für Repressionen oder 
Überwachung genutzt werden können.

gibt. Im Grunde sollte jeder, der mit diesen Leuten zu 
tun hat, Angst haben, selbst sanktioniert zu werden. Man 
würde ihre sicheren Unterschlüpfe aufspüren und gegen 
ihre Familienmitglieder und Angestellten vorgehen, die 
möglicherweise als Strohmänner eingesetzt werden. Diese 
Sanktionen dienen jedoch nicht dazu, das Verhalten zu 
ändern. Das größte Problem besteht darin, dass beide Dinge 
miteinander vermischt werden.

 LÜTTICH:  Sie haben gesagt, dass Sanktionen anpassbar sein 
müssen, um ihre Wirksamkeit zu erhöhen. Könnten Sie 
genauer erklären, was Sie damit meinen?

Delisting: Runter von der Sanktionsliste
 OLABI:  Wir dürfen nicht vergessen, dass Sanktionen ein 
Instrument sind und dass sie nur vorübergehend eingesetzt 
werden sollten. Politische Entscheidungsträger*innen 
neigen jedoch dazu, sie zu einer Dauerpolitik zu machen. 
Für sie ist es ein einfacher Weg, sich zurückzulehnen und 
nichts zu tun. Schwieriger ist es, Sanktionen zu überwachen, 
anzupassen und flexibler einzusetzen. 
Ich habe viel mit Vertreter*innen von Sanktionsbehörden 
verschiedener Regierungen zusammengearbeitet, und 

in der Regel sind es ein oder zwei Mitarbeiter*innen, die 
die zu sanktionierenden Personen aufführen. Diese Mit-
arbeiter*innen sammeln die Informationen und erstellen 
dann ein Dossier, das an die Rechtsabteilung weitergeleitet 
wird. Sie überprüfen diese Dossiers alle sechs Monate oder 
jährlich. 
Jedoch versucht niemand aktiv, die Sanktionen als dynami-
sches Instrument zu nutzen, um beispielsweise zu prüfen, 
ob man mit einer Person sprechen sollte, bevor sie auf die 
Liste gesetzt wird, um sie zu Verhaltensänderungen zu 
motivieren – natürlich unter Berücksichtigung von Sicher-
heitsvorkehrungen gegen Kapitalflucht und so weiter.

Doch nichts von alledem geschieht. Es gibt keine dynami-
schen Anpassungen. Diese Beamt*innen sind fleißig, sie 
machen einen fantastischen Job, aber sie stehen Syrien 
nicht nahe, sie sprechen kein Arabisch und sie wissen nicht, 
was tagtäglich mit den syrischen Geschäftsleuten geschieht. 
Zudem haben Diplomat*innen und Beamt*innen natürlich 
große Angst, mit jemandem zu sprechen oder in Kontakt 
zu treten, der auf der Liste steht oder dort landen könnte. 
In der Tat wäre es ein großer Fortschritt, wenn einfach 
veröffentlicht würde, was erforderlich ist, um von der Liste 
gestrichen zu werden.

Ich glaube ehrlich gesagt, dass das Regime in Panik geraten 
würde, wenn die USA oder Großbritannien sagen würden: 
„Wenn Sie dies tun – zum Beispiel sich vom Regime abkeh-
ren und drei oder vier weitere Dinge – könnten Sie von der 
Liste gestrichen werden.“

Denn das würde den Kern der Regime-Sympathisant*innen 
erschüttern. Viele von ihnen sind Opportunist*innen und 
denken: „Wie kann ich mehr Geld verdienen?“ Wenn sich 
eine Gelegenheit bietet, noch mehr Geld zu verdienen, 
werden sie das vielleicht tun. Zumindest sollten wir den Ver-
such unternehmen, diese Art von Bedingungen zu schaffen. 
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Das ist die Dynamik, von der ich spreche. Ich weiß, dass dies 
riskant ist und Mut erfordert. Angesichts der politischen 
Sensibilität im Zusammenhang mit Syrien und der Tat-
sache, dass Syrien für die meisten Länder derzeit keine 
politische Priorität darstellt, scheuen sich die zuständigen 
Minister*innen jedoch, diese Entscheidungen zu treffen. 
Denn die Aufnahme auf oder Streichung von der Liste ist 
eine ministerielle Entscheidung. Das braucht also Zeit und 
Bedacht, und natürlich haben sie im Moment viele andere 
Probleme auf dem Tisch. 

Das Verhalten des  
Regimes ändern?
 LÜTTICH:  Wenn wir über das Regime selbst sprechen – was 
wäre nötig, damit es sein Verhalten ändert? 

 DAHER:  Wenn es um den Staat geht, frage ich mich, ob Sanktio-
nen wie im Irak überhaupt eine Verhaltensänderung bewir-
ken würden. Im Fall des Iraks endete es mit der US-Invasion 
und nicht mit einer Verhaltensänderung. Ich denke, ohne 
eine relevante Bewegung von unten ist es unwahrscheinlich, 
dass wir in naher Zukunft eine Verhaltensänderung des 
syrischen Regimes erleben werden. Vor allem jetzt, wo es 70 
Prozent des Territoriums kontrolliert und die meisten Länder 
dies akzeptiert haben. Mitte 2012 stand die Opposition vor 
den Toren von Damaskus. Aber auch damals hat das Regime 
nicht verhandelt. Warum sollte es das also jetzt tun? 

 STEINMAIER:  Sie haben kritisiert, dass Sanktionen häufig als 
Strategie angesehen werden, obwohl sie eigentlich nur 
ein Instrument darstellen. Wenn Sie zuständig wären, wie 
müsste eine entsprechende Strategie der Länder, die Sank-
tionen verhängen, aussehen?

Druck auf Drittstaaten
 SAID:  Was die Sanktionen betrifft, so halte ich die Streichung 
von Namen von den Sanktionslisten, das sogenannte 
Delisting, für den wichtigsten Punkt, den es zu berück-
sichtigen gilt. Eine Strategie zum Delisting sollte sorgfältig 
ausgearbeitet werden und berücksichtigen, dass Drittstaaten 
dem Sanktionssystem durchaus entgegenwirken können. 
Um nur ein Beispiel zu nennen: Seit 2012 beherbergt Dubai 
die Familie von Assef Shawkat, dem Schwager von Baschar 
al-Assad, stellvertretender Verteidigungsminister, Leiter des 
militärischen Geheimdienstes und ebenfalls verantwortlich 
für die Folterung tausender Syrer*innen. Seine Familie lebt 
im Luxus, und Dubai macht dies möglich. Bislang haben 
weder die USA noch die EU Druck auf das Emirat ausgeübt, 

10 | Lifting-Bedingungen des Caesar-Gesetzes
Das Caesar-Gesetz stellt nachvollziehbare Bedingungen an das 
Assad-Regime. Damit die Sanktionen beendet werden, müssten das 
Assad-Regime und seine Alliierten 
	◌ die Luftangriffe auf zivile Ziele einstellen, 
	◌ die Belagerungen und belagerungsähnlichen Zustände beenden,
	◌ die politischen Gefangenen freilassen und internationalen Be-
obachtern Zugang zu den Gefängnissen gewähren, 

	◌ die Bedingungen der Chemiewaffenkonvention erfüllen, 
	◌ Geflüchteten eine sichere Rückkehr ermöglichen und 
	◌ unabhängige Strafverfolgung der Kriegsverbrechen und Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit zulassen. 

Ein “Regime-Change” ist somit keine explizite Bedingung für die 
Aufhebung der Caesar-Sanktionen. Eine unabhängige Ahndung der 
Menschenrechtsverletzungen in Syrien würde allerdings unweiger-
lich dazu führen, dass Assad und zahlreiche führende Figuren des 
Regimes wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit verurteilt würden.
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damit es etwas dagegen unternimmt und zum Beispiel die 
Vermögenswerte der syrischen Elite einfriert, die dort lebt. 

Wandel durch Handel? 
 STEINMAIER:  In Bezug auf die Zusammenarbeit mit autoritären 
Staaten wie den Golfstaaten werden wir immer mit dem 
Argument konfrontiert, dass es der falsche Weg sei, unsere 
wirtschaftlichen Beziehungen zu kappen, weil wir dann den 
Einfluss auf diese Staaten verlieren würden. Das ist die Idee 
der inzwischen berüchtigten deutschen Politik des „Wandels 
durch Handel“…

 DAHER:  In Bezug auf das Argument, dass wir die Beziehungen 
zu autoritären Staaten aufrechterhalten sollten, um ein 
wirksameres Druckmittel gegen sie zu haben, müssen wir 
uns die Ergebnisse anschauen. Und ich würde sagen, die 
sind gleich null. In den letzten zehn Jahren saß ein ehema-
liger deutscher Bundeskanzler im Vorstand des staatlichen 
russischen Energiekonzerns Gazprom. Währenddessen 
hat der russische Autoritarismus unter Präsident Putin 
zugenommen. Dies ist nur ein Beispiel. Saudi-Arabien ist 
ein weiteres Beispiel. Was diese Art von „Druckmittel“ 
angeht, gilt es schlicht das Endergebnis zu betrachten. Die 
Menschenrechtsverletzungen haben in all diesen Ländern 
zugenommen. 

 LÜTTICH:  Zu Beginn des russischen Einmarsches in der 
Ukraine sprachen sich deutsche Politiker*innen dafür aus, 
schrittweise Sanktionen zu verhängen, und selbst jetzt, da 
wir hier sprechen, gibt es immer noch kein echtes Öl- oder 
Gasembargo. Auch in diesem Fall scheint die Strategie, 
einige Verbindungen zum Gegner aufrechtzuerhalten, 
damit dieser noch „etwas zu verlieren“ hat, nicht aufgegan-
gen zu sein. 

 SAID:  Das Problem ist, dass die Kosten von Sanktionen gegen 
Russland oder die Golfstaaten für die EU sehr hoch wären. 
Dieser Ansatz scheint weniger auf einer Strategie als viel-
mehr auf der Angst vor hohen Kosten zu beruhen.

 STEINMAIER:  Natürlich ist dies mit hohen Kosten verbunden. 
Aber wenn wir die wirtschaftlichen Kosten der Sanktionen 
gegen die Zerstörungen und Verluste abwägen, die durch 
Russlands Krieg in der Ukraine und auch weltweit ver-
ursacht werden, wie sieht es dann aus? Und wie sieht es aus, 
wenn wir die Kosten von Sanktionen abwägen gegen die 
Kosten militärischer Maßnahmen? Deutschland hat bei-
spielsweise erklärt, dass es künftig Milliarden mehr in seine 
Streitkräfte investieren will.

 SAID:  Ich denke, dass es im Augenblick um die Innenpolitik 
in Deutschland geht. Die gesellschaftlichen und politischen 
Kosten von Energieknappheit oder teurer Energie scheinen 
so hoch zu sein, dass mittelfristig kein Raum für harte 
Sanktionen gegen Russland oder politischen Druck auf die 
Golfstaaten bleibt.

 DAHER:  Die Situation könnte ein Anreiz sein, massiv in er-
neuerbare Energien zu investieren. Doch stattdessen reisten 
[der ehemalige britische Premierminister] Boris Johnson 
nach Saudi-Arabien, [der deutsche Wirtschaftsminister] 
Robert Habeck nach Katar und der EU-Außenbeauftragte 
Josep Borrell nach Israel, um Ersatz für russische fossile 
Brennstoffe zu beschaffen. Die Förderung erneuerbarer 
Energien und die Beendigung der Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen, mittels deren sich zahlreiche diktatorische 
Regime finanzieren, wird teils als linke Agenda verstanden. 
Man kann dies aber auch als ein großes Projekt zur Ent-
wicklung eines absolut notwendigen wirtschaftlichen und 
ökologischen Wandels sehen. 
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Doppelmoral und Strategie
 LÜTTICH:  Linke Stimmen könnten den Westen der Doppel-
moral beschuldigen und fragen, warum Syrien sanktioniert 
wird, wenn Saudi-Arabien für Kriegsverbrechen im Jemen 
nicht auch sanktioniert wird. Ist diese Art von Doppelmoral 
auf eine fehlende westliche Strategie bei Sanktionen zurück-
zuführen?

 SAID:  Es wird immer mit zweierlei Maß gemessen, und leider 
werden die Prinzipien von Gerechtigkeit und Demokratie als 
abstrakte Werte behandelt und oft nicht umgesetzt, wenn es 
die strategischen Interessen eines Landes gefährden könnte. 
Ich verstehe diese Frustration. Es ist in der Tat enttäuschend 
zu sehen, wie US-Präsident Joe Biden die Ermordung [des 
saudischen Dissidenten] Jamal Khashoggi ignoriert und 
im Juli 2022 der saudischen Königsfamilie einen Besuch 
abgestattet hat. Dieser Pragmatismus zeigt, wie sehr der 
Westen angesichts des Konflikts mit Russland auf politische 
Unterstützung und fossile Brennstoffe angewiesen ist.

 STEINMAIER:  Verlieren wir aus Sicht der Zivilgesellschaft nicht 
an Glaubwürdigkeit, wenn wir uns für Sanktionen gegen sy-
rische Verantwortliche einsetzen, nicht aber auf Sanktionen 
gegen andere drängen, die ebenfalls die Menschenrechte 
verletzen, selbst wenn sie enge Beziehungen zum Westen 
haben?

 DAHER:  Dem stimme ich voll und ganz zu. Deshalb setze ich 
mich immer für Bündnisse zwischen zivilgesellschaftlichen 
Gruppen aus verschiedenen Ländern ein: Das verleiht uns 
mehr Gewicht, und wir können voneinander lernen. Und 
was vielleicht am wichtigsten ist: Es bewahrt uns vor jeder 
Strategie, die einen Staat gegenüber einem anderen begüns-
tigt, ohne zu berücksichtigen, dass jeder Staat seine eigene 
Agenda hat. Wir müssen diese nationalen Interessen auf 
Abstand halten, um uns auf das konzentrieren zu können, 

was wir wirklich wollen – und das sind die Einhaltung der 
Menschenrechte für alle. Wenn wir befürworten, dass ein 
Staat Sanktionen als Mittel einsetzt, bedeutet das nicht, 
dass wir diesem Staat gegenüber unkritisch sein oder mit 
zweierlei Maß messen dürfen. Insbesondere halte ich es 
für ein Problem, wenn Mitglieder der syrischen Opposition 
Sanktionen gegen bestimmte Insider des Regimes fordern, 
während sie gleichzeitig Facebook-Posts zugunsten [des 
türkischen Präsidenten] Erdogan oder des Königreichs 
Saudi-Arabien verfassen. Wir müssen also mit Menschen-
rechtsorganisationen und zivilgesellschaftlichen Gruppen 
aus anderen Regionen zusammenarbeiten, um von ihnen zu 
lernen und ihre Sichtweisen zu hören, damit wir nicht mit 
zweierlei Maß messen. Das stärkt unsere eigene Sache. 

Ein Beispiel: Als [Ägyptens Präsident Abdel-Fattah] al-Sissi 
nach Berlin kam, um mit der deutschen Regierung über 
Wirtschaftsbeziehungen und Waffenexporte zu sprechen, 
gab es eine Demonstration gegen seinen Besuch. Wäre ich 
in Berlin gewesen, hätte ich mich natürlich dem Protest 
angeschlossen. Nicht nur wegen der Verbindungen zwi-
schen dem syrischen Regime und al-Sissi, sondern auch aus 
Solidarität mit den ägyptischen Demokratie-Aktivist*innen. 
Es ist natürlich nicht einfach, zivilgesellschaftliche Koalitio-
nen zu bilden, gerade im Hinblick auf politische Aspekte.

Deshalb müssen wir eine klare, auf demokratischen 
Prinzipien basierende Position beziehen. Wo immer 
Menschenrechtsverletzungen vorkommen, müssen wir 
sie anprangern. So einfach ist das. Und wir müssen Sank-
tionen gegen die dafür Verantwortlichen fordern und die 
Normalisierung der Beziehungen zu Staaten ablehnen, die 
Menschenrechte verletzen. Deshalb sollten wir versuchen, 
ein breites Bündnis zu bilden, um diese Forderungen zum 
Ausdruck zu bringen, auch wenn die Bedingungen dafür 
heute sehr schwierig sind 
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3. Meinung

FREIWILLIGE UND UNFREIWILLIGE 
KOMPLIZEN 
Dr. Salam Said

Die Syrien-Sanktionen werden nicht nur 
von Russland und dem Iran konterkariert, 
sondern auch von den Vereinten Nationen. 
Das Assad-Regime hat von den UN-Hilfspro-
grammen für Syrien massiv profitiert – und 
tut dies bis heute.

Anders als in Libyen entschied sich die internationale Gemein-
schaft in Syrien 2012 gegen eine Flugverbotszone zum Schutz der 
dortigen Zivilbevölkerung. Anstatt mit Luftschlägen oder gar eige-
nen Bodentruppen auf die vom Assad-Regime verübten Angriffe 
auf die Zivilbevölkerung zu reagieren, verhängten die USA, die EU 
und weitere westliche Staaten umfangreiche Sanktionen gegen das 
syrische Regime und entwickelten diese in den folgenden Jahren 
weiter – insbesondere wurden die Sanktionen gegen Personen 
aus dem Militär- und Sicherheitsapparat sowie gegen regimenahe 
Geschäftsleute bzw. Unternehmen ausgeweitet. So sollten Täter 
Konsequenzen spüren, Geschäftsleute zum Seitenwechsel ermu-
tigt und dem Regime Mittel zur Finanzierung seiner Verbrechen 
entzogen werden.

Mit dem Inkrafttreten des von den USA verhängten „Cae-
sar Syria Civilian Protection Act“ kamen 2020 sogenannte 
sekundäre Sanktionen zum Einsatz und verschärften damit die 
Strafmaßnahmen gegen das Regime deutlich. Die Caesar-Sank-
tionen zielen darauf ab, auch Regierungen und Unternehmen 
außerhalb der USA mit Sanktionen zu belegen, wenn diese mit 
dem Assad-Regime Geschäfte machen. Damit soll vor allem ver-
hindert werden, dass sich das Regime trotz seiner Verbrechen 
international rehabilitieren kann und mit dem Wiederaufbau 
Syriens die Vernichtungs- und Vertreibungspolitik unter Assad 
zementiert wird. 

Folgen der iranischen und russischen  
Unterstützung

Während diese Verschärfungen durch die Abschreckung von inter-
nationalen Geschäftspartnern dem Assad-Regime immerhin die 
Rehabilitation erschweren, wurden die anderen Ziele nur sehr be-
dingt erreicht. Dank der konsequenten russischen und iranischen 
Unterstützung des Regimes konnte es seit Beginn der russischen 
Intervention 2015 nicht nur über 70 Prozent des Landes zurücker-
obern, es kommt auch finanziell und politisch über die Runden. 	 UN Konvoi in der Altstadt von Homs, 2017.

	 Quelle: UNICEF/UN056256/Ebo
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Russland und der Iran halfen dem Assad-Regime, Sanktionen 
zu umgehen oder auszuhebeln. So hat Syrien etwa Öl aus dem Iran 
erhalten sowie andere Güter aus Russland. Investitionen sank-
tionierter russischer Privatunternehmen (Stroytransgaz STG) in 
Phosphat, Düngemittel und in den Hafen von Tartus ermöglichten 
Syrien Exporte in Millionenhöhe – unter anderem mit Hilfe eines 
serbischen Offshore-Unternehmens.2 

Wie viele andere sanktionierte Regime hat das Assad-Regime 
zudem mit der Zeit lukrative illegale und kriegswirtschaftliche 
Geschäftszweige entwickelt, um die ökonomischen Verluste zu 
kompensieren – etwa die Drogenproduktion und Schmuggel. 
Die exportorientierte Produktion der Droge Captagon hat dem 
syrischen Regime allein im Jahr 2020 mindestens 3,46 Mrd. US-
Dollar eingebracht. 3 Ein Beispiel aus einem anderen Kontext wäre 
der Schmuggel von Gold aus dem Sudan nach Russland durch die 
paramilitärische «Gruppe Wagner». 

Weiterhin Profite für regimenahe  
Geschäftsmänner

Der von den sanktionierenden Staaten beabsichtigte wirtschaftli-
che Schaden für das Assad-Regime hielt sich auch deshalb in Gren-
zen, weil ein Teil der syrischen Oligarchen an seiner Seite blieb. Bei 
diesen zeigten die Sanktionen sogar oft gegenteilige Wirkungen: 
Viele haben sich noch enger an das Regime gebunden, und neue 
Emporkömmlinge wie Hussam und Bara Al-Qatarji, Wassim Al-Qat-
tan oder Ali Kheder schlossen sich Assads Entourage an. Denn die 
Profite, die sich unter der schützenden Hand des Regimes erzielen 
lassen, sind weiterhin hoch.

Das ist zugleich ein deutlicher Hinweis darauf, dass das Elend 
der Normalbevölkerung keineswegs allein durch die Sanktionen 
verursacht ist, sondern vor allem durch die politisch motivierte, 
extrem ungerechte Verteilung von Ressourcen. Während die War-
lords und regimenahen Oligarchen in vielen Fällen noch reicher 
geworden sind, leiden laut den Vereinten Nationen und dem 

Welternährungsprogramm 60 Prozent der Bevölkerung unter 
Nahrungsunsicherheit, über 70 Prozent sind von humanitärer Hilfe 
abhängig und rund 90 Prozent der Syrer*innen leben in Armut.4

Von den Investitionen oder Einfuhren russischer oder irani-
scher Unternehmen profitieren nicht jene Syrer*innen, die um 
ihr tägliches Brot, Heizöl und medizinische Versorgung kämpfen, 
sondern russische und syrische Oligarchen. Die Sparmaßnahmen 
für Strom und Diesel gelten nur für Zivilist*innen, aber nicht für 
das Militär und Sicherheitsapparate, die weiterhin Gewalt gegen 
die Zivilbevölkerung ausüben.

Das Regime profitiert massiv von UN-Hilfen
Ein weiterer Grund für die mangelnde Effektivität der Syrien-Sank-
tionen ist die widersprüchliche Umgangsweise der internationalen 
Gemeinschaft mit dem Assad-Regime. Während die Sanktionen 
darauf abzielen, das Regime international möglichst wirksam 
zu isolieren, ist es zugleich der Ansprechpartner und der Haupt-
empfänger der Hilfen, die im Rahmen der von westlichen Staaten 
finanzierten UN-Programme (UNICEF, UNDP, UNCHR) und anderer 
internationaler Hilfsprogramme wie etwa dem Welternährungs-
programm WFP geleistet werden.

Gemäß einer EUI-Studie wurde über die Hälfte der UN-Hilfen 
seit 2014 an Damaskus geliefert und durch faktisch vom Regime 
kontrollierte „Nichtregierungsorganisationen“ verteilt. Höchstens 
18 Prozent dieser Hilfe erreichte die Zielgruppe.5 Der Rest blieb 
beim Assad-Regime und dessen Unterstützer*innen hängen. Dem 
liegen unterschiedliche Strategien des Assad-Regimes zugrunde, 
mit denen es die internationale Hilfe systematisch für seine Zwecke 
nutzt. So werden die Hilfsgelder in Dollar an staatliche Banken 
überwiesen, die diese zum offiziellen Preis des syrischen Pfundes 
weitergeben – der weit unter dem inoffiziellen Wert der Landes-
währung liegt.6

Weit wichtiger noch ist die Tatsache, dass die formal nicht-
staatlichen Wohlfahrtsorganisationen, welche die UN-Hilfen an die 
notleidende Bevölkerung weitergeben sollen, eng mit dem Regime 
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verbunden sind. Die von der First Lady Asma al-Assad geführte 
Organisation „Trust for Development“ etwa erhielt allein im Zeit-
raum 2016 bis 2018 rund 5 Millionen Dollar.7 Auch andere karitative 
Organisationen, die von regimenahen Oligarchen geführt werden, 
erhielten große Summen, um Hilfsmaßnahmen durchzuführen. 
Dies half dem Regime dabei, loyale Milieus für ihre Treue zu beloh-
nen, tatsächlich oder vermeintlich illoyale Bevölkerungsteile von 
Hilfen auszuschließen und soziale Dienstleistungen, die eigentlich 
vom Staat zu erbringen wären, durch UN-finanzierte Maßnahmen 
zu ersetzen. So half die internationale Gemeinschaft faktisch dem 
Regime, mehr Ressourcen für seinen Militär- und Sicherheitsappa-
rat zu mobilisieren.

Wie stark das Handeln der Vereinten Nationen in Syrien die 
Sanktionen konterkariert, zeigt eindrucksvoll der Fall des Hotels 
Four Seasons in Damaskus. Ein Policy Brief von FDD in 2021 rechnet 
vor, dass die UN für die Beherbergung von Personal und andere 
Dienstleistungen zwischen 2014 und 2020 mehr als 70 Millionen 
US-Dollar an das Four Seasons zahlten, das dem sanktionierte 
regimenahen Geschäftsmann Samer Foz gehört.8

11 | Sanktionen und Wiederaufbau
Die Syrien-Sanktionen erschweren den Wiederaufbau Syriens unter 
Assad deutlich. Dies ist politisch beabsichtigt. Denn die Wiederauf-
bau-Pläne des Assad-Regimes sind nicht an den Bedürfnissen der 
ausgebombten und vertriebenen Bevölkerung orientiert, sondern 
zementieren die Folgen der Vertreibungspolitik. So sollen auf 
dem Grund und Boden vertriebener Bevölkerungsteile moderne 
Immobilienkomplexe entstehen, die für den größten Teil der 
Bevölkerung unbezahlbar sind und vor allem die Interessen von 
Assads Entourage und seinen iranischen und russischen Unter-
stützer*innen befriedigen. Ausgeschlossen bleibt jene Hälfte der 
syrischen Bevölkerung, die in den Norden Syriens oder ins Ausland 
fliehen musste und aufgrund der anhaltenden Verfolgung in Syrien 
weiterhin nicht zurückkehren kann.

Weiterführende Quellen dazu: S. 96

Mangel an Strategie und Koordination,  
Aufhebung der Sanktionen

Schließlich fehlt es den Syrien-Sanktionen an einer umfassenden 
und zielgerichteten Strategie. Das betrifft die Koordination der 
unterschiedlichen sanktionierenden Staaten untereinander, das 
Monitoring der Sanktionsfolgen und die Frage, unter welchen 
Bedingungen sanktionierte Akteure auf eine Aufhebung der Sank-
tionen hoffen dürfen. Aktuell ist weitgehend unklar, inwiefern die 
Sanktionen in Syrien verbliebene Akteure motivieren können, 
sich anders zu positionieren und einen konstruktiven Beitrag zur 
Konfliktlösung zu leisten. (Mehr zur Lifiting Strategie, s. Diskussion 
ab S. 42)

Werden Sanktionen aufgehoben, bleiben die Hintergründe oft 
im Dunkeln. Erst im Juli 2022 entschied die EU etwa, die Assad-nahe 
Cham-Wings-Airline von der Sanktionsliste zu entfernen – warum 
ist unklar.9 Cham Wings wird etwa vorgeworfen, 2021 im Auftrag 
des russischen Söldnerunternehmens „Gruppe Wagner“ Kämpfer 
aus Syrien nach Ostlibyen geflogen zu haben, die dort auf Seiten 
des von Russland unterstützten Warlords Chalifa Haftar eingesetzt 
werden sollten.10

Sind „Keine Sanktionen“ eine Option?
Angesichts der Mängel von Sanktionen allgemein wie auch der 
Schwächen der konkreten Syrien-Sanktionen werden oft Stimmen 
laut, die Sanktionen generell ablehnen. Aber trotz allem bleiben 
sie ein wichtiges Signal an autoritäre Regime und auch an deren 
Opfer, dass Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverletzungen 
nicht unbeachtet bleiben. Denn täglich hören wir Hilferufe der 
unabhängigen Zivilgesellschaft aus autoritär regierten Ländern.

Ihre Botschaft ist stets: Menschenrechtsverletzungen und 
politische Repression dürfen für die Täter nicht folgenlos bleiben. 
Sie appellieren an die UN, an demokratische Staaten und an deren 
Zivilbevölkerung, jegliche Zusammenarbeit mit ihren Peinigern zu 
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unterlassen, sie vor deren Gewalt zu schützen und ihr Streben nach 
einem demokratischen Wandel zu unterstützen. Will die Zivilgesell-
schaft Europas auch nur ein Mindestmaß an internationaler Soli-
darität aufbringen, dann darf sie diese Stimmen nicht überhören.

Daraus folgt für Zivilgesellschaften demokratischer Staaten, 
dass sie sich einer differenzierten Auseinandersetzung mit dem 
Thema Sanktionen stellen müssen. Das bedeutet einerseits eine 
kritische Überprüfung von bestehenden Sanktionsregelungen 
im Blick auf ihre Effektivität und ihre Nebenwirkungen – und das 
Drängen auf notwendige Reformen. Und das bedeutet zugleich ein 
Hinwirken auf eine Politik, die eigene wirtschaftliche Interessen 
nicht länger über die Menschenrechte stellt.

Gleichzeitig sollten UN-Institutionen und EU-Staaten krimi-
nelle Privatunternehmen und Geschäftsnetzwerke wie Jewgeni 
Prigoschins „Gruppe Wagner” künftig frühzeitig erkennen, über-
prüfen und sanktionieren. Die informellen Netzwerke des Kremls 

sind seit Jahren dabei, gezielt Rohstoffe wie Gold und Öl in fragilen, 
von autoritären Regimen beherrschten Krisenländern auszubeuten 
(etwa in Sudan, Libyen und Mali). Einen Teil der Gewinne investie-
ren sie in Russlands Kriegseinsätze und nichtstaatliche Milizen, die 
weltweit in grausame Kriege wie den Ukraine- und den Syrien-Krieg 
involviert sind. Solange solche Netzwerke nicht überwacht und mit 
Strafmaßnahmen bekämpft werden, können die wirtschaftlichen 
Sanktionen ihre Ziele nicht erreichen.11

Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine muss in Deutschland 
endlich zur Erkenntnis führen, wie gefährlich wirtschaftliche Ko-
operationen mit autoritären Regimen sind – und dass es wichtig 
ist, möglichst frühzeitig auf Aggressionen zu reagieren. Hätten die 
europäischen Staaten und insbesondere Deutschland Russlands 
Angriff in Georgien 2008, die Annexion der Krim 2014 und die seit 
2015 andauernden russischen Kriegsverbrechen in Syrien mit har-
ten Sanktionen quittiert, wäre die Weltlage heute wahrscheinlich 
eine andere  

12 | Syrien und die UN-Hilfen 
Die Vereinten Nationen genießen in Syrien einen zweifelhaften Ruf 
– und das nicht nur, weil die UN der syrischen Zivilbevölkerung auf-
grund russischer und chinesischer Vetos im Sicherheitsrat keinen 
Schutz vor den über Jahre andauernden Kriegsverbrechen bieten 
konnten, sondern auch, weil sich die UN-Hilfsprogramme massiv 
vom Assad-Regime instrumentalisieren ließen. Das Assad-Regime 
vermochte es, viele Millionen Dollar der hauptsächlich von den 
USA und der EU gestifteten Hilfen für sich und seine Entourage 
abzuzweigen, staatliche Aufgaben an die UN zu delegieren, um 
Ressourcen für die Repression der Revolution freizuhalten sowie 
der UN zu diktieren, welche Bevölkerungsgruppen Hilfe erhalten 
und welche nicht. In belagerten Regionen wie Ost-Ghouta oder 
Daraya starben Menschen an Hunger oder gut behandelbaren 
Krankheiten, während wenige Kilometer weiter prall gefüllte Lager 
voller UN-Hilfsgüter standen. 

Weiterführende Quellen dazu: S. 96
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4. Interview 

WIE HELFEN, WENN DAS  
GELD NICHT FLIESST? 
Interview mit Dr. Joseph Daher, Juni 2022 

Inwiefern beeinträchtigen Sanktionen die 
Arbeit humanitärer Nichtregierungsorga-
nisationen? Woran liegt es, dass selbst der 
Wiederaufbau einfachster Infrastruktur 
kaumvorankommt? Und welche Maßnah-
men könnten dies ändern? Ein Gespräch mit 
Joseph Daher über das Problem der Over-
compliance im Zahlungsverkehr, dysfunk-
tionale Paradigmen der Vereinten Nationen 
und die Interessen des Assad-Regimes.

 DANIEL STEINMAIER:   Trifft es zu, dass viele Syrer*innen im Exil 
befürchten, die Sanktionen würden die wirtschaftliche Not 
ihrer Familienangehörigen in Syrien noch vergrößern? 

JOSEPH DAHER:  Das ist tatsächlich der Fall. Ich habe zum Bei-
spiel einen guten Freund, der seine Eltern in Syrien aus 
dem europäischen Ausland unterstützt. Da es schwierig ist, 
Geld direkt zu überweisen, schickt er es zunächst an seine 
Schwester in Saudi-Arabien. Als er auf dem Überweisungs-
formular „Überweisung an Eltern in Syrien“ angab, wurde 
sein Konto beinah gesperrt, weil der endgültige Bestim-
mungsort der Überweisung Syrien war. Das kommt häufiger 
vor. Selbst wenn Überweisungen nicht sanktioniert sind, 
verweigern die Banken sie, da sie Angst vor den Sanktionen 
haben. Für sie lohnt es sich nicht, für einen kleinen Gewinn 
ein Risiko einzugehen, also verweigern sie einfach jede 
Transaktion im Zusammenhang mit Syrien. Das nennt man 
„Overcompliance“ (Übererfüllung), und es ist eines der 
größten Probleme im Zusammenhang mit Sanktionen. 

13 | Zivilgesellschaftlicher Einsatz  
für Sanktionen
Die zivilgesellschaftliche Opposition Syriens hat sich seit Beginn 
des Konflikts international für die Sanktionierung des Assad-Re-
gimes eingesetzt. Insbesondere die Caesar-Sanktionen sind das 
Ergebnis jahrelanger Advocacy-Arbeit syrisch-US-amerikanischer 
zivilgesellschaftlicher Organisationen, unter anderem von Über-
lebenden aus den Foltergefängnissen des Assad-Regimes. Ihre 
Ziele: Die Täter zur Rechenschaft ziehen und möglichst viel Druck 
aufzubauen, um in den Haftanstalten verschwundene Menschen 
zu retten. Eine Kernforderung des Sanktionspakets an das Regime: 
die Gefangenen freilassen und internationalen Beobachtern Zutritt 
zu den Gefängnissen zu gewähren – etwa zum Sednaya-Gefängnis, 
das Amnesty International als Menschen-Schlachthaus beschreibt.

Weiterführende Quellen dazu: S. 96

 	 Huda Khayti, Leiterin eines Frauenzentrums und langjährige 
Partnerin von Adopt a Revolution, bei der Corona-
Aufklärungskampagne in einem Vertriebenenlager in Idlib. 

	 Quelle: Women Support and Empowerment Center
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Um dies zu umgehen, versuchen die Menschen oft, bei 
ihren Besuchen Bargeld in das Land zu schaffen, oder sie 
nutzen informelle Netzwerke. Im Durchschnitt schicken die 
Menschen jeden Monat zwischen 70 und 100 Euro, um ihre 
Familien in Syrien zu unterstützen. In den meisten Fällen 
deckt dies die Grundbedürfnisse der Familie ab. Aber sie 
schicken auch Geld für Medikamente, für die Ausbildung 
oder die Gebühren, die junge männliche Verwandte zahlen 
müssen, um vom Militärdienst befreit zu werden. Diese 
Gebühr kann bis zu 8.000 Euro betragen. 

Genaue Zahlen zu den Geldtransfers nach Syrien liegen uns 
allerdings nicht vor, da die meisten Menschen inoffizielle 
Kanäle nutzen.

Probleme beim Geldtransfer für Organisationen  
der Zivilgesellschaft 
 STEINMAIER:  Aufgrund der Transparenzgrundsätze, die Geld-
geber und Drittmittelgeber in der Regel fordern, können 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und zivilgesellschaft-
liche Gruppen diese informellen Kanäle jedoch oft nicht 
nutzen.

 DAHER:  Überweisungen sind selbst von europäischen Konten 
auf Konten von Nichtregierungsorganisationen in der Türkei 
oder im Libanon ein Problem. Einige NGOs, mit denen ich 
sprach, haben eine lange Checkliste von Vorschriften, die 
sie einhalten sollten, aber sie müssen sich darüber hinaus 
häufig noch mit ihrer Bank in Verbindung setzen, bevor sie 
Geld überweisen können. Sie haben also auch mit diesem 
Problem der Overcompliance zu kämpfen. Das kostet sie 
eine Menge Zeit und Geld.

 STEINMAIER:  Eigentlich sollten die sanktionierenden Länder 
dazu beitragen, Überweisungen zu erleichtern, da sie häufig 
auch die wichtigsten Geldgeber für Organisationen sind, die 

vor Ort in Syrien Hilfe leisten. Warum drängen sie nicht auf 
eine praktischere und nachhaltigere Lösung?

 DAHER:  Die Regierungen konzentrieren sich auf Ausnahmen 
und sie verfolgen keinen systematischen, langfristigen 
Ansatz. Sie sagen den Banken, dass sie Transaktionen für 
humanitäre Akteure erleichtern sollen, und in einzelnen 
Fällen sind sie gerne bereit, bestimmte Organisationen zu 
überprüfen, um Überweisungen zu ermöglichen. Aber das 
Hauptproblem wird dadurch nicht angegangen, und dieses 
besteht darin, dass Bankinstitute große Angst haben, sich 
mit irgendetwas zu befassen, das mit Syrien zu tun hat. 

Die Regierungen haben eine Reihe von Lösungen im 
Hinblick auf das Finanzsystem vorgeschlagen. Hier wären 
etwa die OFAC-Erklärung aus dem Jahr 2021 und die OFAC-
Entscheidung vom Mai 2022 zu nennen; sie erlaubten eine 
finanzielle Unterstützung des wirtschaftlichen Aufschwungs 
in Gebieten, die nicht unter der Kontrolle des Regimes 
stehen. Aber das Kernproblem konnten sie nicht lösen. 
Hierfür gibt es zwei Gründe. Erstens haben viele Länder 
Anti-Terror-Gesetze erlassen, die auch Finanzgesetze um-
fassen. 

In Idlib sind die dort tätigen NGOs zum Beispiel besorgt, 
weil Hayat Tahrir al-Sham [oder HTS, ein islamistisches 
Bündnis, das dieses Gebiet kontrolliert] als Terrororganisa-

14 | US-Maßnahmen zur Verringerung von 
Nebenwirkungen
Im November 2021 hat die US-Sanktionsbehörde Office of Foreign 
Assets Control („OFAC“) neue Ausnahmen für NGOs beschlossen, 
um humanitäre Arbeit und Entwicklungsprojekte zu erleichtern. Im 
Mai 2022 folgten Ausnahmen für bestimmte Wirtschaftsbereiche in 
den beiden nicht vom Assad-Regime kontrollierten Landesteilen 
Nordwest-Syrien und Nordost-Syrien.
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tion gelistet ist. Wenn der finanziell Begünstigte nicht frei 
von jedem Verdacht ist, könnten die NGOs selbst beschuldigt 
werden, eine Terrorgruppe zu unterstützen. Und zweitens 
sind viele Bankinstitute privatwirtschaftliche Akteure. 
Regierungen können sich zwar mit Anliegen an Banken 
wenden, aber diese haben natürlich ihre eigenen Geschäfts-
interessen im Blick. Wenn der Staat sie bittet, bestimmte 
Finanztransfers an humanitäre Akteure vorzunehmen, 
könnten die Banken etwa erwidern: „Sehen Sie, Sie haben 
diese speziellen Gesetze gegen Geldwäsche und zur Bekämp-
fung des Terrorismus erlassen, und jetzt bitten Sie uns, sie 
zu missachten, obwohl die möglichen Empfänger mit HTS 
in Verbindung stehen könnten.“

Eine mögliche Lösung:  
ein unabhängiges Finanzinstitut?
 STEINMAIER:  Sie haben als Lösung ein unabhängiges Finanz-
institut vorgeschlagen, das von den sanktionierenden 
Ländern eingerichtet wird, um Geldtransfers zu erleichtern. 
Dies würde private Banken ersetzen. Glauben Sie, dass diese 
Lösung zustande kommen könnte?

 DAHER:  Leider bin ich nicht sehr optimistisch. Ich habe bei 
einigen europäischen Amtsträger*innen für diese Idee 
geworben, und da viele sanktionierte Länder mit ähnlichen 
Einschränkungen konfrontiert sind, war ich der Meinung, 
dass dies eine über Syrien hinausreichende Lösung dar-
stellen könnte. Aber die Regierungen wollen kein paralleles 
Finanznetzwerk oder eine Institution einrichten, die andere 
Banken ins Abseits stellt. Ich fürchte also, dass es dafür 
keinen politischen Willen gibt. 

 STEINMAIER:  Sie haben auch die Idee einer gemeinsamen 
Interessensvertretung angesprochen, die sich aus zivilge-
sellschaftlichen Organisationen aus verschiedenen sanktio-

nierten Kriegs- oder Krisengebieten zusammensetzt. Worin 
bestehen Ihrer Meinung nach die gemeinsamen Interessen 
der verschiedenen Länder, wie zum Beispiel Syrien, Iran 
oder Venezuela?

 DAHER:  In den letzten zehn Jahren gab es trotz vieler Gesprä-
che und der allgemein positiven Haltung vieler westlicher 
Länder gegenüber zivilgesellschaftlichen Organisationen in 
Syrien keine Fortschritte in der Frage der Geldtransfers für 
die humanitäre Hilfe. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen und andere Initiativen 
in diesen Ländern haben sicherlich unterschiedliche politi-
sche Ansichten, Strategien und politische Zugehörigkeiten. 
Aber ich glaube, sie haben ein gemeinsames Interesse, 
wenn es um die Erleichterung von Geldtransfers geht. 
Sie haben vielleicht nicht die gleichen politischen Visionen, 
aber sie wären definitiv stärker, wenn sie als Bündnis auf-
treten würden. Vor allem, weil es sich um eine international 
aufgestellte Gruppe von Organisationen handeln würde, 
die Vorschläge für eine bessere Hilfe für die Bedürftigsten 
entwickeln würde. Es wäre ein interessanter Ansatz, auf 
regionaler Ebene, beispielsweise im Nahen Osten und in 
Nordafrika, mit einer Koalition aus syrischen, palästinensi-
schen und libanesischen Organisationen zu beginnen. Das 
wäre allerdings nicht einfach. 

Zwischen Nothilfe und Wiederaufbau 
 STEINMAIER:  Andererseits ist die ständige Bereitstellung huma-
nitärer Hilfe auch nicht nachhaltig. Sollte die internationale 
Gemeinschaft nicht mehr tun, um die wirtschaftliche 
Erholung Syriens zu stärken und den Wiederaufbau zu 
unterstützen, anstatt nur Lebensmittelpakete zu schicken?

 DAHER:  Zunächst einmal möchte ich festhalten, dass ich in 
erster Linie das Regime für die Zerstörung Syriens, seiner 
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Infrastruktur und seiner Wirtschaft verantwortlich mache. 
Aber die Sanktionen tragen neben anderen Faktoren auch 
dazu bei, dass es an Investitionen mangelt. Das wirkt sich 
auch auf den Wiederaufbau und ganz allgemein auf die 
wirtschaftliche Erholung aus. Es ist klar, dass die Sanktionen 
ein Hindernis für die Verwirklichung der Wiederaufbau-
pläne des Regimes darstellen. Wiederaufbau im Sinne von 
Assad bedeutet im Wesentlichen, dass auf den Ruinen der 
zerstörten Viertel und Städte riesige Luxuswohnblocks 
errichtet werden. Das Regime ist nicht daran interessiert, 
Häuser für die Vertriebenen oder die Infrastruktur für die 
Bedürftigen wieder aufzubauen. Es will Kapital anhäufen, 
um seine Sicherheitsziele zu erreichen und möglicherweise 
auch diejenigen zu belohnen, die es unterstützt haben – also 
Warlords, loyale Geschäftsleute sowie russische und irani-
sche Investoren oder sogar zukünftige potenzielle Verbün-
dete wie Investoren aus den Golfstaaten. Hinsichtlich einer 
humanitären Übergangshilfe in Syrien – der sogenannten 
«early recovery», die über reine Nothilfe hinausgeht – 
brauchen wir eine differenziertere Debatte12. Ich denke, es 
ist unerlässlich, die unmittelbare Nothilfe mit Übergangs-
hilfen für wirtschaftliche Erholung zu ergänzen, damit für 
die Bedürfnisse der Menschen in Syrien eine Perspektive 
geschaffen wird, die entwicklungsorientiert und nachhaltig 
ist. Leider haben die Geldgeber immer noch kein großes 
Interesse an dieser Art von Übergangshilfen. Stattdessen 
verlangen sie von den humanitären Akteuren, dass sie sich 
auf eine kontinuierliche Nothilfe konzentrieren. 

 STEINMAIER:  Was sollte Ihrer Einschätzung nach im Hinblick 
auf eine rasche Erholung getan werden, und was sollte 
vielleicht auch unterbleiben?

 DAHER:  Jegliche Hilfe, die in erster Linie den verbreche-
rischen Institutionen des Regimes zugutekommt, ist zu 
vermeiden. Grundlegende öffentliche Infrastrukturen wie 

die Strom- und Wasserversorgung müssen jedoch diese Art 
von Unterstützung erhalten. Wenn Menschen zum Beispiel 
zehn Tage lang kein Wasser zur Verfügung haben, überneh-
men private Unternehmen Wasserlieferungen. Das ist viel 
teurer und generiert vermutlich vor allem neue Einnahmen 
für Profiteure, die in irgendeiner Weise mit dem Regime 
verbunden sind. Egal was passiert, das Regime und seine 
Günstlinge werden einen Weg finden, davon zu profitieren. 
Deshalb müssen Entscheidungen gut durchdacht und 
sorgfältig abgewogen werden. Wir müssen prüfen, ob die 
positiven Auswirkungen für die Bevölkerung die negativen 
Nebeneffekte überwiegen.

 STEINMAIER:  Weshalb ist es für die UNO und für viele Nicht-
regierungsorganisationen so schwierig, die Bevölkerung zu 
unterstützen, ohne das Regime zu stärken? 

 DAHER:  Die UNO arbeitet mit Organisationen und Dienstleis-
tern, die bei der offiziellen syrischen Regierung registriert 
und von ihr anerkannt sind. Viele von ihnen verhalten sich 
offensichtlich loyal oder sind zumindest nicht ablehnend 
gegenüber dem Assad-Regime eingestellt. 

Die größte Organisation, die humanitäre Hilfe in Syrien 
leistet, ist der Syrische Rote Halbmond. Zwar sind nicht alle 
Mitarbeiter*innen regimetreu, aber die Einrichtung selbst 
ist mit dem Regime verbunden. Die UNO muss also mit 
Behörden zusammenarbeiten, die nicht zulassen wollen, 
dass die UN-Hilfe gleichmäßig auf die verschiedenen Regio-
nen verteilt wird. Das Regime hat die humanitäre Hilfe für 
die Gebiete außerhalb seiner Kontrolle stets blockiert oder 
eingeschränkt. So kommt es zu einer ungleichen Verteilung, 
von der das Regime profitiert. 
Dieses Problem ist nicht auf Syrien beschränkt. Es liegt an 
der Art und Weise, wie die UNO aufgebaut ist. Um Hilfe 
leisten zu können, ist die Zusammenarbeit mit staatlich-kon-
trollierten Institutionen erforderlich.
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Das zweite große Problem ist das neoliberale Paradigma 
innerhalb der UNO. Seit den 1990er Jahren fördert sie das 
unternehmerische Handeln und den Privatsektor als Schlüs-
selelemente für den Wiederaufbau nach Konflikten. 

 STEINMAIER:  Könnten Sie erklären, was Sie damit meinen?

 DAHER:  Seit den 1990er Jahren hat die UNO die Idee des freien 
Wettbewerbs vorangetrieben und das unternehmerische 
Handeln als Grundlage für die Entwicklung oder den 
Wiederaufbau gefördert. Dadurch entstand auch eine Art 
Parallelwirtschaft von NGOs und angeschlossenen Unter-
nehmen, die von der UNO in US-Dollar finanziert wurden. 
Wir konnten dies in Palästina, Libanon und vielen anderen 
Ländern beobachten. Aber die Bevorzugung privatwirt-
schaftlicher Akteure hindert autoritäre Regime wie das 
Assad-Regime nicht daran, davon zu profitieren, da sie 
darüber bestimmen, wer ein Unternehmen führen darf und 
wer nicht. Die Geschäftsleute, die solche UN-Hilfen erhal-
ten, können sehr wohl mit der bestehenden Machtstruktur 
verbunden sein.

Zugleich ist diese Politik jedoch auch ein Weg, sich vom 
staatlichen Einfluss zu lösen. Dies wird von großen Teilen 
der unabhängigen Zivilgesellschaft ausdrücklich befür-
wortet. Aber es ist nicht hilfreich, nur private Strukturen 
zu stärken und staatliche Strukturen zu schwächen. Ein 
Beispiel: Viele Menschen verurteilten das UN-Entwick-
lungsprogramm, als es den Wiederaufbau einer staatlichen 
Hefefabrik in Homs finanzierte, mit der Begründung, es 
helfe dem Assad-Regime. Dieser Industriezweig ist jedoch 
weder eine militärische Einrichtung noch bietet er dem 
Regime irgendeine Möglichkeit zur massiven Kapital-
akkumulation. Es handelt sich vielmehr um grundlegende 
Infrastruktur. Die politisch-ökonomische Ausrichtung 
der meisten UN-Institutionen verhindert einen echten 
Aufschwung, da das Land dauerhaft von ausländischer 

Finanzierung abhängig bleibt und parallele wirtschaftliche 
Netzwerke aufrechterhalten werden. Ein echter Auf-
schwung würde eine vom Staat bereitgestellte Infrastruktur 
und staatlich geleitete Investitionsprogramme erfordern, 
um den produktiven Sektoren der Wirtschaft zu helfen, sich 
zu erholen und zu expandieren. 
Ein anderes Beispiel: Heutzutage investieren NGOs oder 
Institutionen gezielt, zum Beispiel in Solarpanels für 
Landwirte. Aber das verpufft. Denn will man daraus einen 
allgemeinen Trend machen, braucht es eine breitere 
politische und wirtschaftliche Strategie, die neben dem 
Transfer von Spitzentechnologien aus dem Ausland auch 
staatliche Investitionen und staatliche Infrastrukturen um-
fasst. Das syrische Regime ist jedoch nicht bereit, massiv 
in die produktiven Bereiche der Wirtschaft zu investieren. 
Deshalb betone ich immer, dass die Sanktionen nicht das 
einzige Problem sind. Auch das Regime trägt Verantwor-
tung, weil es so gut wie nichts tut, um den Wiederaufbau zu 
unterstützen  
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15 | Die vielen Schritte im Compliance-Prozess für NGOs
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Diese Grafik ist mit Einwilligung des Urhebers der Studie 'Un-
sichtbare Sanktionen: Wie übererfüllte Compliance die humani-
täre Hilfe in Syrien einschränkt (2020)' von IMPACT – Civil Society 
Research and Development e.V. entnommen. Hier abrufbar: 
https://www.impact-csrd.org/invisible-sanctions/
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5. Meinung

NICHT DER WESTEN, SONDERN ASSAD 
MUSS DIE SANKTIONEN BEENDEN
Ibrahim Olabi

Zivilgesellschaftliche Akteure, die wegen 
der indirekten Folgen der Sanktionen um 
die syrische Bevölkerung besorgt sind, nei-
gen dazu, die sanktionierenden Staaten zu 
beschuldigen. Damit entlasten sie die Per-
sonen, die für die aktuelle Lage maßgeblich 
verantwortlich sind, nämlich all diejenigen, 
die dem Assad-Regime angehören oder 
mit ihm zusammenarbeiten. Das stellt ein 
großes Problem dar.

In einem im März 2021 publizierten Offenen Brief an Baschar al-As-
sad zeigten syrische Gruppen aus aller Welt, darunter Opfer- und 
Überlebendenverbände, unmissverständlich auf, dass das Assad-
Regime allein die Verantwortung für die fortdauernden Sanktionen 
gegen Syrien trägt.13

Anhand einer verständlichen und einfachen Chronologie leg-
ten sie dar, wie westliche Staaten nach UN-Berichten über syste-
matische Misshandlungen in Syrien, wie der Tötung und Folterung 
von Regierungsgegner*innen, ein Sanktionsprogramm gegen den 
syrischen Staat verhängten. Zugleich wiesen sie darauf hin, dass 
das Programm auch klare Vorgaben enthält, wie das Regime selbst 
die Sanktionen beenden kann. Der erste Schritt besteht darin, dass 
das Assad-Regime einen politischen Prozess einleitet, wie er in der 
Resolution 2254 des UN-Sicherheitsrats von 2015 konzipiert wur-
de. Dazu gehört auch, dass Menschenrechtsverletzungen beendet 
werden und die Rechenschaftspflicht gestärkt wird.

Warum erwähnen die Akteure der Zivilgesell-
schaft nicht die Bedeutung von Assad für die 
Sanktionen?

Der Offene Brief war ein wichtiges Signal an viele internationale 
NGOs. Denn neben propagandistischen oder ideologisch motivier-
ten Akteuren, die ein Ende der Sanktionen fordern, haben auch 
viele internationale NGOs ein Ende der Maßnahmen gefordert. Sie 
verweisen dabei auf die Folgen der Sanktionen für unschuldige 
Zivilist*innen. In der Regel konzentrieren sich diese Forderungen 
auf die zugänglicheren und verantwortungsbewussten Akteure des 
Konflikts – die westlichen Länder –, und nicht auf den autoritären, 
unzugänglichen und verantwortungslosen Staatschef Syriens, 
Baschar al-Assad.

Hierfür gibt es mehrere Gründe. Zunächst einmal die Angst. 
Menschenrechtsaktivist*innen, die friedlich in Syrien das Regime 
kritisiert haben, sind verschwunden. Sie wurden gefoltert und 
getötet. Daher haben Aktivist*innen in Syrien natürlich Angst, das 

 	 Hilfslieferungen des staatlichen syrischen Halbmonds  
im März 2018 unter Aufsicht syrischer Regime-Soldaten

	 Foto: Enab Baladi
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Thema Sanktionen auch nur anzusprechen, weil sie Gefängnis, 
Folter und Tod fürchten müssen.

Zweitens ist es äußerst schwierig, Überzeugungsarbeit gegen-
über autoritären Regimen und Diktaturen zu leisten. Daher wählen 
auch nichtsyrische Akteure, die mit Assad sympathisieren, den ein-
fachen und bequemen Weg, ausschließlich die westlichen Länder 
zur Beendigung der Sanktionen aufzufordern, anstatt sich auf das 
Regime zu konzentrieren, das durch seine brutalen Verbrechen 
gegen die eigene Bevölkerung überhaupt erst Sanktionen auf sich 
gezogen hat. 

In Großbritannien zum Beispiel bringt Baroness Caroline Cox, 
die Assad unterstützt,14 dieses Thema im Oberhaus immer wieder 
zur Sprache.15 In den Vereinigten Staaten hat eine Glaubensge-
meinschaft, die bekanntermaßen Assad unterstützt,16 einen Brief 
an Präsident Joe Biden verfasst und ihn aufgefordert, Alternativen 
zu den Sanktionen zu finden.17 

Solche Akteure wissen sehr wohl, dass öffentlicher Druck 
und Lobbyarbeit die Politik der Regierungen in westlichen Län-
dern beeinflussen können. Die Politik einer Regierung kann sich 
ändern. Das zeigt sich in letzter Zeit in Ländern wie den USA 
und Deutschland, wo neu gewählte Regierungen neue außen-
politische Strategien verfolgen. Dies macht eine demokratisch 
gewählte Regierung zu einem weitaus attraktiveren Partner für 
Lobbying als ein Regime, das seit 40 Jahren an der Macht ist und 
in diesen Jahrzehnten weder von seiner Unterdrückungspolitik 
abgewichen ist noch nennenswerte Zugeständnisse gemacht 
hat. Aber nur weil die eine Seite leichter zu erreichen ist als 
die andere, heißt das noch lange nicht, dass dies der richtige 
Weg ist.

Drittens existiert eine ideologische Sichtweise auf Sanktio-
nen, die den spezifischen syrischen Kontext außer Acht lässt. 
Einige seriöse Akteure scheinen die Sanktionen gegen Syrien 
nach der Maßgabe früherer Sanktionsprogramme zu beurteilen, 
wie sie zum Beispiel in den 90er Jahren gegen den Irak verhängt 
wurden, und nicht im Hinblick auf die aktuellen Gegebenheiten 
in Syrien.

Es stimmt, dass frühere und auch einige aktuelle westliche 
Sanktionsregelungen in erster Linie von politischen Zielen und 
nicht von Bestrebungen zur Verbesserung der Menschenrechts-
lage geleitet werden. Und natürlich lässt sich argumentieren, dass 
alles politisch ist. Aber der Kontext ist wichtig, und jede Situation 
muss für sich genommen analysiert werden. Im Falle Syriens ist 
das Sanktionsprogramm weitgehend durch die Menschenrechts-
verletzungen des Assad-Regimes begründet. 

Viertens: Akteure, die primär aus humanitären Gründen gegen 
Sanktionen sind, verbinden ihre Forderung nach deren Aufhebung 
häufig mit dem Argument, dass man sich aus der Politik heraushal-
ten sollte. Sie sind besonders darauf bedacht, sich nicht an etwas 
zu beteiligen, das „politisch“ erscheinen könnte. 

Dieser Ansatz wirft jedoch Probleme auf. Viele der Sanktionen 
gegen Syrien wurden zum Schutz grundlegender Menschenrechte 
und nicht wegen politischer Forderungen verhängt. Ein Beleg dafür 
sind z.B. die in Abschnitt 7431 des Caesar Syria Civilian Protection 
Act, eines Maßnahmenkatalogs zum Schutz der Zivilbevölkerung 
in Syrien, aufgeführten Bedingungen, unter denen die Sanktionen 
aufgehoben würden. Dazu gehören die Freilassung von Gefange-
nen und der Verzicht auf den Einsatz von Chemiewaffen.18 

Wenn die Forderung darin besteht, nicht „politisch“ zu agieren, 
dann ist es zudem rätselhaft, warum solche Akteure das Thema 
ausschließlich gegenüber westlichen Regierungen ansprechen 
– schließlich sind auch diese politischen Instanzen –, nicht aber 
gegenüber dem Assad-Regime oder dessen Verbündeten, die eben-
falls politische Akteure sind. 

Warum all das grundsätzlich problematisch ist
Die Fokussierung auf die Folgen und nicht auf die Ursachen der 
Sanktionspolitik trägt dazu bei, ein verzerrtes Narrativ zu schaffen, 
dass die Geschichte verkehrt und die Unterdrücker wie die Unter-
drückten aussehen lässt. In lang andauernden Konflikten spielen 
Narrative und Wahrheit eine große Rolle, und dabei ist die Wahrheit 
oft das erste Opfer. 
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Dadurch verringert sich auch der Druck auf den Akteur, der die 
Sanktionen aufgrund seiner Menschenrechtsverletzungen, seiner 
Verbrechen und seiner Weigerung, sich der internationalen Justiz 
zu stellen, überhaupt erst ausgelöst hat.

Sollten die Sanktionen gegen das Assad-Regime tatsächlich 
infolge des Drucks auf die westlichen Regierungen und nicht durch 
ein Nachgeben Assads beendet werden, dann ist sicher, dass das 
Regime jeden daraus resultierenden wirtschaftlichen Gewinn 
nutzen wird, um die Warlords zu belohnen, die es bei seinen Ver-
brechen unterstützt haben. Ein solches Szenario käme einer Beloh-
nung der seit 2011 andauernden Menschenrechtsverletzungen und 
Kriegsverbrechen gleich, die das Regime und seine Verbündeten 
gegen die syrische Zivilbevölkerung verüben. 

Wenn die Sanktionen aufgehoben werden, sollte der Grund 
dafür sein, dass Assad die Menschenrechtsverletzungen beendet, 
sich auf den von der UNO vereinbarten politischen Prozess einlässt 
und sich der Justiz stellt. 

Diejenigen, die wirklich über die Nebenwirkungen der Sank-
tionen besorgt sind, sollten ihre Bemühungen auf jene richten, die 
das bestehende Sanktionssystem morgen beenden könnten: Das 
Assad-Regime und seine Verbündeten. 

Wenn sie nicht in der Lage sind, das Assad-Regime selbst zu 
erreichen, weil sie Sicherheitsbedenken haben oder ihnen der Zu-
gang zum Regime verwehrt ist, dann sollten sie den Mut haben, 
offen zuzugeben, dass sie sich auf die empfänglicheren Akteure 
in dieser Situation konzentrieren – weil diese sie jedenfalls nicht 
foltern werden, wenn sie ihre Meinung äußern  
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6. Fazit

DEN HANG ZUM NICHTSTUN KONTERN
Daniel Steinmaier und Christin Lüttich

Ob es um Russlands Angriff auf die Ukraine 
geht, um die brutalen Repressionen gegen 
protestierende Frauen im Iran oder schwers-
te Menschenrechtsverletzungen anderer 
autoritärer Regime: In der Regel fallen die 
Reaktionen der demokratischen Staaten 
schwach aus oder erfolgen viel zu spät. 
Dafür gibt es viele Gründe – aber auch ein 
Gegenmittel: Internationale Solidarität und 
gezielter und informierter politischer Druck 
aus der Zivilgesellschaft. Der Fall Syrien hat 
dafür einige Lektionen parat.

Im September 2022 gehen in Berlin Zehntausende Menschen in 
Solidarität mit der iranischen Protestbewegung auf die Straße.  
50.000 Menschen hatten die Veranstalter*innen erwartet, selbst 
nach Polizeiangaben waren es 80.000.19 Ein starkes und ein 
mit Blick auf die Bundesregierung notwendiges Zeichen, denn 
Bundesaußenministerin Annalena Baerbock hatte trotz ihres  
Bekenntnisses zur “feministischen Außenpolitik” auf die brutalen 
Repressionen der iranischen Sicherheitskräfte nur sehr zögerlich 
reagiert – und die von der EU verhängten Sanktionen sind bisher 
nur „Sanktiönchen”. 20 

Wie immer gibt es dafür realpolitische Gründe – in diesem Fall 
wollen die Bundesregierung und die EU offenbar die Verhandlun-
gen mit dem iranischen Regime zum Atom-Deal nicht gefährden.  
So wie die Bundesregierung im Falle des russischen Angriffs-
kriegs aus wirtschaftlichen Gründen ein europäisches Gas- und 
Ölembargo gegen Russland bremste – bis Russland selbst den 
Gashahn schloss, um Druck auf die Bevölkerung der EU auszu-
üben. Aber Anfang Oktober hielten in Deutschland 31 Prozent die 
Russland-Sanktionen für angemessen und 36 Prozent gingen sie 
nicht weit genug.21 So zeigen die Beispiele Iran und Russland: Trotz 
aller beklagten Entsolidarisierung der Gesellschaft gibt es derzeit 
noch Mehrheiten dafür, dass die Straflosigkeit schwerer Menschen-
rechtsverletzungen und Kriegsverbrechen nicht hingenommen 
werden soll – realpolitische Interessen hin oder her.

Sanktionen gegen Straflosigkeit
Daraus erwächst für die menschenrechtlich orientierte Zivilgesell-
schaft eine Aufgabe: Wenn Regierungen angesichts wirtschaftlicher 
oder politischer Interessen im Falle massiver Menschenrechtsver-
letzungen im Ausland eher zum Zögern oder Nichtstun tendieren, 
sollten zivilgesellschaftliche Gruppen dafür sorgen, dass das 
offenbar weiter vorhandene Gerechtigkeitsempfinden sich nicht 
in Ohnmachtsgefühle, Gleichgültigkeit oder Ressentiments über-
setzt, sondern zu politisch verantwortlichem Handeln führt. Dafür 
braucht es die Auseinandersetzung mit dem Thema Sanktionen, 

 	 Junger Strassenverkäufer beim Brotbacken.  
Foto: Enab Baladi
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IT-Konzerne aus Russland dafür sorgt, dass zivilgesellschaftliche 
Akteure von internationalen Kommunikationskanälen abgeschnit-
ten werden – was ganz im Interesse des Kremls wäre. Die Rolle 
zivilgesellschaftlicher Akteure in den sanktionierenden Staaten 
sollte es sein, dafür zu sorgen, dass solche Stimmen Gehör finden 
und ihre Anliegen in die Abwägungen der Gesetzgeber*innen mit 
einfließen.

Es geht um Abwägungen
Dass es in der Diskussion stets um schwierige Abwägungen geht, 
hat diese Publikation am Beispiel Syrien an vielen Stellen be-
tont. Wie auch immer Sanktionen gestaltet werden, lassen sich 
Nebenwirkungen nicht ausschließen. Und wo in Folge zu großer 
Nebenwirkungen Sanktionen gelockert werden, werden auch 
jene profitieren, gegen die sich die Sanktionen richten. Eine zivil-
gesellschaftliche Auseinandersetzung mit Sanktionen muss sich 
daher auf schwierige Abwägungen einlassen – und darf die oft sehr 
komplexen und mitunter technischen Fachdebatten zum Thema 
nicht scheuen. 

Sanktionen ersetzen keine Strategie
Die Abwägungen müssen vor dem Hintergrund der politischen 
Strategie erfolgen, die mithilfe der Sanktionen verfolgt wird.  
Nur: Was ist die Strategie? Wie das Beispiel Syrien zeigt, droht die 
Gefahr, dass Sanktionen nicht als Maßnahmen innerhalb einer 
Strategie, sondern als bloßer Arbeitsnachweis der Regierung die-
nen – nach dem Motto: Seht her, wir tun etwas. Zivilgesellschaft-
liche Organisationen sollten Strategien einfordern und dabei vor 
allem darauf hinweisen, dass strategisch eingesetzte Sanktionen 
stets durch andere Maßnahmen begleitet werden müssen – vor 
allem von Maßnahmen, die die Opfer des sanktionierten Regimes 
aktiv und solidarisch unterstützen – humanitär wie auch politisch. 
Darauf zu drängen sollte die Kernaufgabe internationalistischer 
zivilgesellschaftlicher Arbeit sein, denn Sanktionen allein werden 

oder genauer: Ein Bewusstsein dafür, was Sanktionen leisten und 
was sie nicht leisten können.

Das Beispiel Irak ist nicht mehr aktuell
Das Beispiel Syrien mag insbesondere aufgrund der geringen 
wirtschaftlichen Verflechtungen mit Europa nicht in jeder Hin-
sicht übertragbare Erkenntnisse für andere Konflikte liefern. Aber 
es liefert zahlreiche wichtige Impulse. Zum einen, dass wir über 
einen aktuellen Fall sprechen lernen – und nicht mehr nur über 
die Irak-Sanktionen, die seit den neunziger Jahren bis heute viele 
Alltagsgespräche rund um das Thema Sanktionen dominieren. Die 
Irak-Sanktionen waren noch mit der Idee assoziiert, man könne 
ein Regime unter Druck setzen, indem man die Bevölkerung durch 
Sanktionen absichtlich ins Elend stürzt. Die Syrien-Sanktionen zei-
gen, dass diese Idee heute zum Glück tot ist – und es hoffentlich 
bleiben wird. Erst das ermöglicht eine differenzierte Auseinander-
setzung mit Sanktionen.

Austausch mit den Betroffenen  
der sanktionierten Taten 

Der vielleicht wichtigste Impuls, den diese Publikation setzt, liegt in 
ihrer Herangehensweise: Jeder Austausch über Sanktionen sollte 
ein Austausch mit der unabhängigen Zivilgesellschaft der betroffe-
nen Länder bzw. mit jenen Communities sein, die Opfer jener Ver-
brechen sind, die sanktioniert werden. Sie werden unterschiedliche 
Positionen haben, aber ihre Stimmen liefern wichtige Impulse, die 
berücksichtigt und gegeneinander abgewogen werden müssen. 
Ein Beispiel: In der unabhängigen russischen Zivilgesellschaft gibt 
es Stimmen, die sich mit Nachdruck dafür einsetzen, das Umfeld 
Putins mit möglichst effektiven Sanktionen zu belegen und die 
auch dafür benötigte Informationen bereitstellen. Zugleich warnen 
andere ebenso oppositionelle zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen vor Nebenwirkungen – etwa dass der Rückzug internationaler 
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weder autoritäre Regime stürzen noch jenen weiterhelfen, die 
unter deren Gewalttaten leiden.

Accountability vs. Behavioural Changes
Hinsichtlich der strategischen Ziele von Sanktionen werden, wie 
am Beispiel Syrien deutlich wird, häufig zwei unterschiedliche 
Dinge miteinander vermischt: Einerseits das Ziel, die Täter*innen 
von Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
zur Rechenschaft zu ziehen, um damit abschreckende Wirkung 
gegenüber anderen potentiellen Täter*innen zu erzielen – und 
andererseits das Ziel, bestimmte Akteur*innen zu Verhaltens-
änderungen zu bewegen (Behavioural Changes), zum Beispiel 
regimenahe Geschäftsleute, die durch Sanktionsandrohungen und 
Anreize dazu gebracht werden könnten, ihre Unterstützung für ein 
repressives Regime einzustellen. Während ersteres Ziel hartnäcki-
ger Verfolgung der Sanktionierten bedarf, braucht letzteres Ziel 
geschickte Anreize und Transparenz, unter welchen Bedingungen 
die Sanktionen aufgehoben werden. Diese Unterscheidung sollten 
zivilgesellschaftliche Akteure kennen, um die Implementierung der 
Sanktionen durch staatliche Stellen kritisch zu begleiten.

Sanktionen brauchen Ressourcen 
Um größtmögliche Wirkung zu entfalten, müssen Sanktionen 
dynamisch implementiert werden, also immer wieder an neue Ent-
wicklungen angepasst werden. Um etwa gezielte Anreize setzen zu 
können oder etwa Strohmänner von Sanktionierten zu enttarnen, 
muss das Verhalten sanktionierter Warlords oder regimenaher 
Geschäftsleute überwacht werden. Dafür brauchen die sanktio-
nierenden Staaten ausreichende Ressourcen. Weil das öffentliche 
Bewusstsein für die Kosten dieser Arbeit gering ist, fehlt es den 
zuständigen Behörden oft an Personal und Expertise. Zivilgesell-
schaftliche Akteure sollten nicht nur versuchen, diese Mängel durch 
Hinweise an die Behörden zu kompensieren, sondern auch fordern, 
dass die entsprechenden Strukturen besser ausgestattet werden.

16 | Offshore-Märkte, Briefkastenfirmen und 
Strohleute: Wie mangelnde Finanzmarktkontrolle 
Sanktionsumgehung ermöglicht 
Ob in den Panama-, Pandora- oder Paradise-Papers – wenn Leaks 
auftauchen, die die Geschäfte des Jet-Sets in Offshore-Häfen sicht-
bar machen, sind darin stets viele Namen aus dem Umfeld des 
Assad-Regimes vertreten. Während europäische Eliten ihre Offshore-
Briefkastenfirmen meist zur Steuerhinterziehung nutzen, nutzt sie 
die Elite der sanktionierten Staaten, um Sanktionen zu umgehen.  
Das Syrian Legal Development Programme (SLPD) hat untersucht, 
welche Methoden die Netzwerke des Assad-Regimes nutzen, um 
Sanktionen zu umgehen – zum Beispiel, in dem das Regime reiche 
Geschäftsleute als Strohmänner nutzt und aufbaut, die, sobald sie 
selbst unter Sanktionen fallen, weitere Strohleute bemühen. Alter-
nativ oder ergänzend nutzen die sanktionierten Personen oder 
Institutionen Netzwerke aus Briefkastenfirmen.
SLPD: „Tactics of Sanctions Evasion in Syria“ (2022)

Im Falle Russlands ist das Phänomen besonders drastisch ausge-
prägt. Die reichsten 0,01 Prozent der russischen Bevölkerung be-
sitzen ganze 12 Prozent des russischen Privatvermögens und haben 
davon 60 Prozent “offshore” geparkt. Unter diesen Superreichen 
Russlands sind auch sanktionierte Oligarch*innen. Thomas Picketty 
et al. plädieren daher für ein Europäisches Vermögensregister. Poli-
tischer Einsatz für die Kontrolle der internationalen Finanzmärkte 
würde sich daher nicht nur für mehr Steuergerechtigkeit auszahlen, 
sondern auch die Wirksamkeit von Sanktionen verbessern.

Weiterführende Quellen dazu: S. 96

Nebenwirkungen mindern  
Eine bessere Ausstattung der für Sanktionen zuständigen Be-
hörden wäre auch wichtig, um Nebenwirkungen zu reduzieren. Es 
sollte permanent überprüft werden, ob die intendierten Effekte der 
Sanktionen in einem vertretbaren Verhältnis zu ihren unerwünsch-
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Probleme des UN-Hilfssystems
Im Falle Syriens werden die Sanktionen durch die Hilfsprogramme 
der Vereinten Nationen konterkariert. Aufgrund des blockierten 
Sicherheitsrats verfügt die UN über kein Mandat, um unabhängig 
vom Assad-Regime zu agieren. Das Regime diktiert der UN faktisch, 
welche Bevölkerungsteile Hilfe erhalten, sowie welche Organisa-
tionen und Dienstleister die UN-Hilfen implementieren. Somit 
kann es humanitäre Hilfe politisch instrumentalisieren und zur 
eigenen Bereicherung nutzen. Die UN brauchen daher dringend 
Regelungen, die es erlauben, Hilfeleistungen bedarfsgerecht mög-
lichst ohne Einmischung des jeweiligen Staates zu erbringen sowie 
Mechanismen, die die Kooperation mit sanktionierten Personen 
oder Institutionen verhindern. 

Die Wucht des Augenblickes nutzen 
Psychologische Studien zeigen, dass die Empörung über Ver-
brechen abnimmt, je länger sie andauern.22  Das trägt zur Nor-
malisierung selbst schwerster Kriegsverbrechen oder Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit bei. Zugleich gilt, dass Sanktionen 
nur dann effektiv wirken, wenn sie schnell und hart verhängt 
werden. Werden Sanktionen nach monatelangen Diskussionen 
in Form sukzessive abgeschwächter, in langen Abständen auf-
einander folgenden Päckchen verabreicht, wie es bei den gegen 
Russland gerichteten EU-Sanktionen der Fall ist, können sich die 
Sanktionierten ideal an die Sanktionen anpassen. Während sich 
die Politik in der Regel Zeit lässt, worauf auch der Lobbyismus 
der betroffenen Industriezweige drängt, sollten sich zivilgesell-
schaftliche Stimmen möglichst früh und möglichst laut gegen die 
drohende Straflosigkeit einsetzen.

ten Nebenwirkungen stehen – oder ob Anpassungen notwendig 
sind. Auch könnten zivilgesellschaftliche Organisationen auf neue 
Mechanismen drängen, um häufige Ursachen von Nebenwirkungen 
zu bekämpfen. So könnte etwa eine supranationale, nicht-kom-
merzielle Institution helfen, Gelder für die humanitäre Arbeit in 
sanktionierte Regionen zu transferieren, um das Problem der Over-
compliance zu mildern. Auf jeden Fall sollten zivilgesellschaftliche 
Organisationen die Thematisierung von Nebenwirkungen nicht 
jenen Stimmen überlassen, die ganz im Sinne der sanktionierten Re-
gime für eine bedingungslose Aufhebung der Sanktionen eintreten.

Kritik richtig adressieren
Die Kritik an den Nebenwirkungen der Sanktionen darf nicht zur 
Täter-Opfer-Umkehr geraten. Dies droht etwa, wenn zivilgesell-
schaftliche Organisationen allein die sanktionierenden Staaten für 
die Nebenwirkungen verantwortlich machen, ohne den Grund für 
die Sanktionen und die Bedingungen ihrer Aufhebung zu nennen. 
Wer etwa die Nebenwirkungen der Syrien-Sanktionen kritisiert, 
sollte die sanktionierten Verbrechen nicht verschweigen – und 
idealerweise auch thematisieren, dass ein großer Teil der Neben-
wirkungen darauf beruht, dass sich das Assad-Regime auf Kosten 
der Bevölkerung schadlos hält. 

Finanzmarktkontrolle ist besser
Die Wirkung von Sanktionen hängt stets vom Kontext ab. Dazu 
gehören vor allem die internationalen Bündnisse, die das sanktio-
nierte Regime aufrechterhalten kann, aber auch Offshore-Häfen, 
die Oligarchen, Warlords und Kleptokraten ebenso gern nutzen 
wie westliche Superreiche. Auf eine Regulierung der internationa-
len Finanzmärkte zu drängen, würde nicht nur das Problem der 
Steuerhinterziehung und der Geldwäsche reduzieren, sondern es 
Sanktionierten auch erschweren, Sanktionen zu umgehen – und 
so deren Effektivität steigern. 
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Menschenrechtsverletzungen begehen. Solche Kritik wäre genau 
das Gegenteil davon, was wir in der Sanktionsdebatte häufig be-
obachten: Dass der Verweis auf die Menschenrechtsverletzungen 
westlicher Staaten oder westlicher Verbündeter allein als “What-
aboutism” dient, um etwa die Verbrechen des Assad-Regimes, 
Russlands oder anderer sanktionierter Regime zu exkulpieren.

Solidarität organisieren
Ob es zivilgesellschaftlichen Akteuren gelingt, sich für eine men-
schenrechtlich orientierte Außenpolitik einzusetzen, hängt vor 
allem davon ab, ob sie in der Lage sind, Solidarität zu organisieren. 
Menschenrechtlich orientierte Außenpolitik setzt voraus, dass es 
seitens der Bevölkerung demokratischer Staaten Akzeptanz dafür 
gibt, auf wirtschaftliche Gewinne oder Chancen zu verzichten, um 
den Leidtragenden von Kriegsverbrechen oder anderen schweren 
Menschenrechtsverletzungen im Ausland beizustehen. Das Bei-
spiel Russland zeigt zugleich deutlich, dass die Akzeptanz von 
Sanktionen auch davon abhängt, ob es gelingt, Solidarität nach 
innen zu organisieren – also für jene, die aufgrund der Nachteile für 
die sanktionierenden Staaten in existenzielle Nöte geraten. Wenn 
Menschen Angst haben müssen, dass die Wohnung kalt und der 
Kühlschrank leer bleibt, wird das eine solidarische Außenpolitik 
empfindlich erschweren. Zugleich hängt Solidarität nicht vom 
Geldbeutel ab. Die Behauptung, die Mehrheit der Bevölkerung 
ginge für den Erhalt ihres Wohlstands über Leichen, entspricht 
nicht der Realität, wie die hier anfangs angeführten Beispiele zei-
gen. Aber sowohl die sanktionierten Regime wie auch Lobbyisten 
der deutschen Industrie haben ein gewaltiges Interesse daran, 
im Sinne einer self fulfilling prophecy den Glauben zu nähren, 
jeder sei sich selbst der Nächste. In der aktuellen Krisensituation 
scheint kaum etwas wichtiger, als dass die Zivilgesellschaft den 
interessierten Befürworter*innen des unsolidarischen anything 
goes entschieden entgegentritt, Solidarität zeigt und Solidarität 
einfordert – auch weil Solidarität letztlich die Grundlage dafür ist, 
Straflosigkeit zu bekämpfen 

Menschenrechte ins Zentrum der Wirt-
schafts- und Außenpolitik stellen

Zugleich gilt, dass es ganz offensichtlich nicht ausreicht, auf spek-
takuläre Eskalationen zu reagieren, wenn weniger Aufsehen er-
regende Menschenrechtsverletzungen zugunsten wirtschaftlicher 
oder politischer Interessen ansonsten ignoriert werden. Auch wenn 
es in der Debatte rund um feministische Außenpolitik bislang an 
einer Auseinandersetzung mit dem Thema Sanktionen mangelt – 
was aktuell am Beispiel Iran schmerzhaft deutlich wird – geht diese 
in die richtige Richtung: Menschenrechte müssen dauerhaft und 
kontinuierlich zum zentralen Thema der Außenpolitik werden, und 
das setzt eine Abkehr von der patriarchal geprägten geopolitischen 
und auf wirtschaftliche Interessen fokussierten Perspektive voraus. 
Weil politische Absichtserklärungen und akademische Diskurse of-
fensichtlich alleine keinen Paradigmenwechsel in der Außenpolitik 
bewirken, ist die Zivilgesellschaft hier besonders gefragt.

Doppelstandards kritisieren statt  
Whataboutism pflegen

Dabei geht es insbesondere auch darum, wirtschaftliche und politi-
sche Kooperationen mit autoritären Regimen zu kritisieren, die als 
Verbündete der westlichen Demokratien gelten. Der Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine mag einer traditionell verstandenen 
Außenpolitik keine andere Wahl lassen, als andere autoritäre 
Staaten als Bündnispartner oder Energielieferanten zu gewinnen. 
Doch in der Praxis wird dies neuen Menschenrechtsverletzungen 
Vorschub leisten, neue Sicherheitsrisiken entfalten und nicht 
zuletzt die Glaubwürdigkeit der Sanktionspolitik gegenüber Russ-
land, dem Iran oder Syrien oder anderen Staaten untergraben. Vor 
welchen Dilemmata demokratische Regierungen auch stehen: es 
gehört zur Funktion von Zivilgesellschaft, gegen solche Deals mit 
Autokratien lautstark vorzugehen und nicht zuletzt auch Gerechtig-
keit einzufordern, wenn Sicherheitskräfte demokratischer Staaten 
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